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Vorwort
Der Kampf gegen die Privatisierung steht im Mittelpunkt der Arbeit des EGÖD. Arbeitnehmer/-
innen erleben anhand eigener Erfahrungen, welche Folgen die Kommerzialisierung hat. 
Dabei spielt es keine Rolle, in welcher Form diese Kommerzialisierung stattfindet – seien 
es die Ausgliederung von Diensten oder der Einsatz von Fremdfirmen, öffentlich-private 
Partnerschaften, Privatisierung oder eine andere Art der Kommerzialisierung. In den 
Versorgungsunternehmen, den Gesundheits- und  Sozialdiensten und den kommunalen und 
regionalen Körperschaften sind negative Entwicklungen die Folge, und das Gemeinwohl wird 
der unternehmerischen Gier geopfert. Die am schlechtesten bezahlten Arbeitnehmer/-innen 
leiden unter den Konsequenzen. Nationale und föderale Regierungen sind nicht immun gegen 
die Gefahren der Privatisierung. 

Mit diesem Bericht hat der EGÖD zum ersten Mal die realen Auswirkungen der Privatisierungen 
in diesen Sektoren untersucht, angefangen mit den einzelstaatlichen bis hin zur EU-Regierung, 
der Europäischen Kommission. Unsere Erkenntnisse weisen auf ein Phänomen hin, das viel zu 
lange unter den Teppich gekehrt worden ist. Was mit der Auslagerung von nachgeordneten 
Aufgaben an Billiglohnunternehmen begonnen hat, endete letztlich mit der Auftragsvergabe 
an kostspielige Consulting-Unternehmen, die mit der Übernahme von Kernfunktionen 
beauftragt wurden: Politikgestaltung, Gesetzesentwürfe und öffentliche Aufträge, verbunden 
mit der Ausmusterung einer ganzen Generation von Staatsbediensteten. 

Die jüngst bekannt gewordene „McKinsey-Berateraffaire“ ist nur die Spitze des Eisbergs.  Die 
Öffentlichkeit empfand es als Skandal, dass die Regierung Macron über eine Milliarde Euro 
an ein externes Beratungsunternehmen für das Management der COVID-19-Krise gezahlt 
hat und dass diese Consulting-Firma dann von der Bereitstellung der Impfstoffe profitiert 
hat. Der vorliegende Bericht zeigt, dass wir hoch alarmiert sein sollten, wenn Regierungen 
in ganz Europa immer abhängiger von gut honorierten Consulting-Unternehmen werden, 
die wichtige staatliche Aufgaben übernehmen. Es ist befremdlich, wie schnell und wie oft 
sich diese Praxis inzwischen durchgesetzt hat. Die Folge davon ist, dass Dienstleistungen 
weniger transparent, weniger rechenschaftspflichtig und zunehmend kostspielig für die 
Steuerpflichtigen werden. Diese Entwicklung geht Hand in Hand mit dem Trend zum Daten-
Outsourcing, zur Speicherung von Daten in der Cloud und zur Übertragung von IT-Funktionen 
an private Anbieter wie Amazon Webservices mit durchaus fragwürdiger Reputation aufgrund 
ihrer Praxis der Steuervermeidung und ihrer gewerkschaftsfeindlichen Attitude. Diese Praxis 
unterwandert die Integrität und das gute Regieren in öffentlichen Verwaltungen. 

Es ist nicht zu übersehen, dass die Austeritätspolitik der ideale Nährboden für diese 
„Privatisierungskultur“ war. Das vergangene Jahrzehnt im Zeichen der Austerität hat dafür 
gesorgt, dass der staatliche Sektor wichtige Inhouse-Fähigkeiten und Expertise verloren hat. 
Diese Leerstellen wurden von Beraterfirmen zu einem ungleich höheren Preis besetzt. Diese 
Consulting-Unternehmen wenden dann für ihre Arbeit Techniken des „privaten Sektors“ 
an, was wiederum zu einer größeren Nachfrage nach Beratungsleistungen führt. Diese 
„Beratungskultur“ trägt auch zu einem Drehtüreffekt bei und sorgt dafür, dass Mitarbeiter/-
innen des öffentlichen Sektors in die Privatwirtschaft wechseln – nur um dann als private 
Berater/-innen in den öffentlichen Sektor zurückzukehren.  
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„Ist es normal, dass eine Verwaltung wie unser Gesundheitsministerium nicht in der Lage ist, 
eine Reihe von Aufgaben zu bewältigen?“  Diese Frage wurde von einem französischen Senator 
während der Anhörungen zur McKinsey-Affäre gestellt, und für den EGÖD lautet die Antwort: 
Nein - das ist nicht normal. Es darf nicht zugelassen werden, dass private Beraterfirmen die 
Kontrolle über den staatlichen Sektor übernehmen. Durch die Auslagerung dieser kritischen 
Funktionen werden privaten Beratungsunternehmen ohne weitere Nachfragen  die Schlüssel 
zu nationalen und föderalen Regierungen übergeben. Die Regierungen müssen diesen 
Praktiken Einhalt gebieten - andernfalls finanzieren sie womöglich ihren eigenen Untergang.  
Diese Praxis hat toxische Auswirkungen auf das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Integrität 
der öffentlichen Verwaltungen, Entscheidungen im öffentlichen Interesse zu treffen, zumal die 
Beraterfirmen vielen zahlenden Herren dienen.  

Der vorliegende Bericht dient als Motivation für den EGÖD, gemeinsamen mit seinen 
Mitgliedern diese Trends umzukehren. „Insourcing“ ist kein Wunschdenken. Mit einer starken 
gewerkschaftlichen Mobilisierung und der Zusammenarbeit mit anderen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen ist Insourcing möglich – wie im Falle vorher ausgelagerter Reinigungsdienste in 
den Niederlanden und statistischer Dienste in Schweden, die in diesem Bericht ausführlich 
beschrieben werden. Es ist immer noch Zeit, den Privatunternehmen die Schlüssel wieder 
abzunehmen. 

Die in diesem Bericht veröffentlichten Untersuchungen und die Erfahrungen unserer Mitglieder 
zeigen, dass der öffentliche Sektor weiterhin effektive, effiziente und qualitativ hochwertige 
Dienstleistungen erbringt. Öffentliche Dienste, die demokratisch kontrolliert werden und 
bei denen die Menschen an erster Stelle stehen und nicht die Profite, leisten etwas für die 
Menschen.  

Ich danke den Forscherteams von PSIRU für ihre stets hervorragende Arbeit und unseren 
Mitgliedsorganisationen für ihre wertvollen Beiträge. Der Bericht wird für Gewerkschaften 
und andere Stakeholder, die sich für die Aufrechterhaltung hochwertiger Dienstleistungen 
einsetzen, zur Bekämpfung der Privatisierung von Nutzen sein.

Jan Willem Goudriaan 
EGÖD-Generalsekretär
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Zusammenfassung
Dieser vom Europäischen Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst (EGÖD) in 
Auftrag gegebene Bericht stellt Forschungsergebnisse der Public Services International 
Research Unit (PSIRU) an der Universität Greenwich vor und beschreibt das Ausmaß, 
die Determinanten und die Auswirkungen verschiedener Formen der Privatisierung im 
staatlichen Sektor und in der EU-Verwaltung auf die Beschäftigten und die Qualität der 
öffentlichen Verwaltungen.  

Der EGÖD hat bereits in vielen Sektoren wie z. B. in Versorgungsunternehmen oder 
Kommunalverwaltungen Studien zum Thema Outsourcing in Auftrag gegeben. Dieser Bericht 
ist jedoch der erste Versuch, die Situation auf Ebene der zentralen Staatsverwaltung oder 
Bundesverwaltung zu untersuchen.

Die Privatisierung hat in der öffentlichen Verwaltung seit Einführung der New Public 
Management-Reformen in der ganzen Welt zugenommen. Das Credo dieses neuen 
Paradigmas für die öffentliche Verwaltung lautet, dass Regierungen und der öffentliche Sektor 
allgemein eher wie Wirtschaftsunternehmen funktionieren sollten.  Die Finanzkrise 2008 und 
die anschließende Austeritätspolitik haben die Privatisierungsinitiativen der Regierungen 
in vielen europäischen Ländern zusätzlich verstärkt.  Der Plan, öffentliche Verwaltungen zu 
digitalisieren, beinhaltet ein weiteres Risiko der steigenden Beteiligung des privaten Sektors. 
Während sich die Privatisierung zunächst auf bestimmte Bereiche der öffentlichen Verwaltung 
beschränkte, wurden in vielen Ländern nach und nach immer mehr Zuständigkeiten und 
Kernfunktionen des Staates auf den privaten Sektor übertragen; häufig im Rahmen komplexer, 
undurchsichtiger und teurer Vereinbarungen.  

Inzwischen werden viele Kernfunktionen der öffentlichen Verwaltung von privaten 
Unternehmen und Consultingfirmen übernommen, so dass es kaum Transparenz und 
Rechenschaftspflicht bei der Ausführung dieser Dienstleistungen gibt. 

Die wichtigsten Formen der Privatisierung, die in diesem Bericht genannt werden, sind 
Outsourcing, Beraterverträge und öffentlich-private Partnerschaften:

Outsourcing begann mit relativ einfachen Verträgen für Dienstleistungen, die vom privaten 
Sektor auf relativ unkomplizierte Weise erbracht werden konnten, vor allem in Bereichen 
des Gebäudemanagements. In den letzten 20 Jahren hat sich die Auslagerung von 
Staatsfunktionen jedoch erheblich gewandelt und auf zusätzliche Bereiche wie Gesundheit, 
Soziales, Beschäftigung, Migration und Strafvollzug ausgedehnt. Im extremsten Beispiel im 
Vereinigten Königreich  entsprechen die staatlichen Ausgaben für externe Dienstleister in 
etwa den Ausgaben für die Löhne und Gehälter der Staatsangestellten.1 Die Folgen dieses 
exzessiven Outsourcings sind Fragmentierung, geringere Qualität der Dienstleistungen, 
niedrigere Löhne und schlechtere Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter/-innen der 
ausgegliederten Unternehmen, mangelnde Koordinierung zwischen den verschiedenen 
Unternehmen und weniger politische Kontrolle, da wichtige staatliche Aufgaben von privaten 
Unternehmen übernommen werden. Outsourcing ist nicht unbedingt kostengünstiger. Der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad bei ausgelagerten Dienstleistern ist tendenziell niedriger 
als im öffentlichen Sektor.
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Consulting-Dienstleistungen können als eine weitere Form des Outsourcings gesehen werden 
und haben in den öffentlichen Verwaltungen in den letzten Jahren signifikant zugenommen. 
In den Jahren 2019-2020 erzielten die Consulting-Unternehmen im öffentlichen Sektor 14 
% des gesamten Umsatzes der Unternehmensberatungen in 11 europäischen Ländern und 
dem Vereinigten Königreich.  Dieser Anteil bewegte sich zwischen 31 % in Griechenland, 22 
% in Dänemark und dem Vereinigten Königreich, 17 % in Spanien und 9 % in Frankreich und 
Deutschland.  Einige große Beratungsunternehmen wie McKinsey, PWC, Ernst and Young, 
KPMG und Deloitte sind nicht nur stark in Kernfunktionen der öffentlichen Verwaltung und der 
Politikgestaltung involviert, sondern bestimmen auch die Umstrukturierung des öffentlichen 
Sektors und schlagen zum Beispiel Personalabbau vor, der im Gegenzug zu noch mehr Bedarf 
an Consultingleistungen führt. Die Zunahme der Beratungstätigkeit lässt sich zum Teil durch 
die Abwanderung von Fachwissen und Kapazitäten in der öffentlichen Verwaltung aufgrund 
von Haushaltskürzungen und Personalabbau erklären.

Im Rahmen der Reaktionen auf die COVID-19-Pandemie haben mehrere Regierungen private 
Beratungsunternehmen mit logistischen Aufgaben beauftragt, z. B. der Lagerung und 
Bereitstellung von Schutzmasken und Impfstoffen sowie mit der Entwicklung oder Umsetzung 
von COVID-19-bezogenen Apps.  Die Bedeutungszunahme der Beraterfirmen ist besonders 
alarmierend, weil ihre Verträge mit dem Staat nicht transparent sind, sie sehr hohe Honorare 
fordern und die Gefahr von Interessenkonflikten und Einmischung in die öffentliche Politik 
besteht.  Sie verarbeiten häufig sensible personenbezogene Daten. Eine öffentliche Bewertung 
der Ergebnisse ihrer Tätigkeit findet nicht oder nur in sehr geringem Umfang statt.   Einige dieser 
Beratungsfirmen ermöglichen auch die Steuervermeidung multinationaler Unternehmen, was 
ernste Zweifel an ihrer Fähigkeit aufkommen lässt, Kernaufgaben im öffentlichen Interesse zu 
erfüllen.  

Der Bericht befasst sich auch kurz mit zwei anderen Formen der Privatisierung – öffentlich-
privaten Partnerschaften (ÖPPs) und Korporatisierung; beide werfen Fragen zur Erbringung 
von Dienstleistungen und zu den Auswirkungen auf die Arbeitnehmer/-innen auf.  

Im Hinblick auf die Abhängigkeit von privaten Anbietern digitaler Technologien in der 
öffentlichen Verwaltung müssen auch Fragen nach der Kontrolle, der Nutzung und des 
Eigentums an den über die Bürger/-innen und Dienstleistungen gesammelten Daten, des 
Verlusts interner Kapazitäten, der Transparenz und der Rechenschaftspflicht gestellt werden.  

Die Auswirkungen der Privatisierung auf die Beschäftigten waren in den verschiedenen 
europäischen Ländern unterschiedlich, abhängig von einer Reihe von Faktoren wie 
dem Deckungsgrad von Tarifverhandlungen, der Rolle und Organisationsstrukturen der 
Gewerkschaften und den unterschiedlichen Lohnniveaus im öffentlichen und privaten Sektor 
sowie dem Beschäftigungsstatus im Staatsdienst. Während im Vereinigten Königreich und 
in Deutschland eine erhebliche Diskrepanz zwischen dem öffentlichen und dem privaten 
Sektor in Bezug auf Entlohnung und Arbeitsbedingungen besteht, konnten andere Länder 
mit einem höheren Deckungsgrad von Tarifverhandlungen wie die nordischen Länder, 
Italien, Belgien, Österreich und Spanien die Tarifverhandlungsrechte, die Entlohnung und die 
Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmer/-innen schützen, deren Arbeitsplätze privatisiert sind.

Der letzte Abschnitt des Berichts enthält eine Reihe von Empfehlungen, die sich sowohl an 
politische Entscheidungsträger/-innen als auch an EGÖD-Mitglieder richten.  Privatisierungen 
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können rückgängig gemacht werden, und dies ist auch bereits geschehen. Die zentralen 
Staatsverwaltungen müssen interne Kapazitäten aufbauen, damit die Notwendigkeit 
einer Privatisierung gar nicht erst entsteht.  Die direkte Einstellung von Staatsbediensteten 
muss Vorrang vor der Beauftragung von Beraterfirmen haben, damit die Regierung ihren 
langfristigen Nutzen und keine  kurzfristigen Lösungen in den Mittelpunkt stellt. Vor allem 
vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisierung ist es von entscheidender Bedeutung, 
dass der öffentliche Sektor Fachwissen und Fähigkeiten aufbaut und die Souveränität und 
Kontrolle über seine Daten behalten kann.  Das letztgenannte Ziel wurde kürzlich von 17 EU-
Regierungen in einem EU-Sozialpartnerabkommen zur Digitalisierung unter der Federführung 
des EGÖD vereinbart.

Methodisch basiert der Bericht auf Sekundärforschung sowie auf Interviews mit Funktionären/-
innen von EGÖD-Mitgliedsgewerkschaften in neun Ländern: Armenien, Österreich, Frankreich, 
Deutschland, den Niederlanden, Norwegen, Schweden, Irland und dem Vereinigten Königreich 
(Liste der Gewerkschaften siehe unten); Entwürfe des Berichts wurden von EGÖD-Mitgliedern 
in der zentralen Staatsverwaltung und der EU-Kommission im Laufe der Jahre 2021 und 2022 
sowie vom EGÖD-Sekretariat geprüft.
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1. EINLEITUNG
In den letzten 40 Jahren haben sich staatliche Strukturen in ganz Europa aufgrund von 
Privatisierungs- und Outsourcing-Praktiken grundlegend verändert – zunächst durch 
Auslagerung von „geringwertigen“ Dienstleistungen an private Unternehmen, gefolgt 
von Aufgaben im Bereich der Personalwirtschaft oder Public Policy-Funktionen, die an 
Beraterfirmen für die zentralen Staatsverwaltungen übertragen wurden.  Diese Praxis geht 
so weit, dass heute weite Teile der öffentlichen Verwaltung so verschlankt worden sind, 
dass nur noch „entkernte“ Strukturen übrig geblieben sind. In der Tat kann jede staatliche 
Funktion und Aufgabe potenziell ausgelagert werden, von Beschäftigungsstatistiken und 
Rechnungsprüfungsfunktionen über den Fahrdienst für Abgeordnete bis hin zur Bearbeitung 
von Visumsanträgen oder dem Versand von Wahlunterlagen.

Diese Prozesse haben im Zuge der Finanzkrise und in jüngster Zeit als Reaktion auf die COVID-19-
Pandemie an Dynamik gewonnen. Die Digitalisierung hat den Weg für weitreichende Formen 
der Privatisierung geebnet, nicht zuletzt bei großen Projekten des Datenmanagements. 

Der vorliegende Bericht beschreibt das Ausmaß und die Determinanten der verschiedenen 
Formen der Privatisierung im staatlichen Sektor und in der EU-Verwaltung.

Er beleuchtet die Folgen der Privatisierung einschließlich der Auswirkungen auf die 
Arbeitnehmer/-innen, die Qualität und die Zugänglichkeit öffentlicher Dienstleistungen, die 
Transparenz und die Rechenschaftspflicht sowie die Auswirkungen auf die Gewerkschaften 
und deren Reaktion. Er beschreibt ebenfalls jüngste Beispiele von Initiativen gegen die 
Privatisierung und Vorteile der Rekommunalisierung von Diensten. Schließlich enthält der 
Bericht Empfehlungen zu  wünschenswerten Rahmen für den Wiederaufbau einer öffentlichen 
Verwaltung, die den Werten  Neutralität, Gleichbehandlung, Universalität und  Rechenschaft 
verpflichtet ist und geeignet ist, erneut Expertise und Kompetenzen im öffentlichen Sektor 
aufzubauen. 

Der Bericht untersucht nicht nur den Umfang und die Tragweite der Privatisierung, 
sondern macht auch deutlich, dass mangelnde Transparenz die umfassende Analyse der 
Tätigkeiten, Auswirkungen und Kosten privater Auftragnehmer und Consultants behindert. 
Er verdeutlicht, dass mehr Informationen und Daten über den Einsatz von Beraterfirmen 
und privaten Unternehmen zur Verfügung gestellt werden müssen, um die öffentlichen 
Entscheidungsträger/-innen zur Rechenschaft zu ziehen.  

Der vorliegende Bericht verwendet eine weit gefasste Definition der zentralen öffentlichen 
Verwaltung: nicht nur zentrale Regierungsstellen oder Ministerien, die Planungs-, Verwaltungs- 
und  Koordinierungsaufgaben und Funktionen politischer Gestaltung wahrnehmen, sondern 
die auch öffentliche Dienstleistungen übernehmen wie Callcenter, IT (Datenmanagement, 
Cloud-Dienste, Regierungs-Apps besonders in Verbindung mit  COVID-19), Steuerverwaltung, 
Verwaltung der Sozialversicherung, Arbeitsvermittlung, Wirtschafts- und Finanzabteilungen 
und Verteidigung sowie Strafvollzug und Migrationszentren.  

Es sollte ebenfalls berücksichtigt werden, dass Art, Organisation und Funktionen der zentralen 
öffentlichen Verwaltung in Europa sehr unterschiedlich ausgestaltet sind.  In Deutschland mit 
seiner föderalen staatlichen Struktur kann die öffentliche Verwaltung auch auf verschiedenen 
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Ebenen existieren. Auch die Art der Beschäftigung in diesem Sektor variiert von Land zu Land 
je nach historischem Erbe, Rechtstraditionen und institutionellem Rahmen der einzelnen 
Länder.  Für unsere Zwecke umfasst der Begriff der öffentlichen Verwaltung eine Reihe von 
Dienstleistungen und Strukturen sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor, die alle in 
einer europaweiten Studie berücksichtigt werden müssen.

2. Hintergrund: Privatisierung und 
öffentliche Verwaltung in Europa
In den letzten vier Jahrzehnten waren die öffentlichen Verwaltungen in fast allen europäischen 
Ländern weitreichenden, vom Neoliberalismus bestimmten Veränderungen unterworfen.  Die 
Umstrukturierung der öffentlichen Verwaltungen wurde durch das New Public Management 
(NPM) forciert, das zunächst in den angelsächsischen Ländern zu beobachten war, dann aber seit 
den 1970er Jahren die Agenden des öffentlichen Sektors in ganz Europa in unterschiedlichem 
Maße bestimmte.2  Kurz gesagt geht es bei den NPM-Reformen um die Verbesserung öffentlicher 
Dienstleistungen. Das soll erreicht werden, indem die Organisationen des öffentlichen Sektors 
durch die Einführung leistungs- und wettbewerbsorientierter Managementtechniken deutlich 
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„unternehmensähnlicher“ werden.3 Zwar ging es beim NPM eher um die Vermarktlichung 
der Institutionen des öffentlichen Sektors als um eine direkte Privatisierung, aber die 
damit verbundenen Reformen – befördert durch Kürzungen der öffentlichen Ausgaben – 
erleichterten dennoch die Privatisierung insbesondere in Form von Outsourcing und einer 
verstärkten Beteiligung des privaten Sektors an der Erbringung von Dienstleistungen.

Whitfield schreibt: „Privatisierung und Vermarktlichung sind untrennbar miteinander 
verbunden, wobei letztere die wirtschaftlichen und ideologischen Voraussetzungen und 
sozialen Beziehungen schafft,  die einer weiteren Privatisierung den Boden bereiten.”4 

NPM verbreitete sich nicht nur schnell, sondern auch weitreichend, wobei , wobei 
Reformen auf allen Ebenen durchgeführt wurden: in der zentralen Staatsverwaltung, in 
Regierungsbehörden, in den Kommunal- und Regionalverwaltungen, an Hochschulen, in 
Gesundheitsdiensten, in der Strafjustiz, bei der Polizei und in juristischen Diensten. NPM wurde 
zu einem globalen Phänomen.  Während das Vereinigte Königreich und Kontinentaleuropa, 
die USA, Kanada, Australien und Neuseeland die Speerspitze waren, wurden die NPM-
Reformen später auch in Asien und Afrika umgesetzt. In mehreren angelsächsischen 
und europäischen Ländern gab es auch einen parteiübergreifenden Konsens über die 
Notwendigkeit von NPM-Reformen.5

Obwohl sich die NPM-Reformen in der öffentlichen Verwaltung bis in die 1970er Jahre 
zurückverfolgen lassen, stellen sich die aktuellen Reformprozesse ganz anders dar. Während 
bei den ersten Reformen der Privatsektor zur Erbringung bestimmter Dienstleistungen 
hinzugezogen wurde, hat er heute in einigen europäischen Ländern zentrale staatliche 
Aufgaben übernommen.6  Das beinhaltet oft subtile und komplexe Prozesse zur Ausweitung von 
Marktmechanismen in Behörden. Dazu gehören nicht nur öffentlich-private Partnerschaften 
(ÖPPs) oder die Auslagerung von Dienstleistungen, sondern zunehmend auch politische, IT- 
oder personalbezogene Funktionen durch die Auslagerung von Beratungsleistungen.  

Durch NPM-Reformen werden private Unternehmen zunehmend in den Staatsapparat 
eingebunden, wodurch die Grenze zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor 
nicht mehr scharf gezogen werden kann. Dies hat ein solches Ausmaß erreicht, dass „viele 
Regierungen auf der ganzen Welt in ihrem staatlichen Handeln immer stärker von privaten 
Akteuren abhängig werden.”7 Es besteht also die Gefahr, dass zentrale Staatsverwaltungen 
und kommunale Körperschaften auf eine „Auftrags- oder Kundenrolle“ reduziert werden.8 

Die Befürworter  des New Public Managements behaupten, dass durch die Einführung von 
Marktmechanismen und unternehmerischen Prinzipien im Kontext staatlichen Handelns die 
öffentliche Verwaltung weniger bürokratisch und weniger kostspielig, dafür aber effizienter 
wird.9 Bei diesen Reformen geht es jedoch nicht nur darum, den Staat wie ein Unternehmen 
zu führen, sondern auch um die Fähigkeit des Staates, ein wirtschaftsfreundlicheres Umfeld zu 
fördern. Die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung hat zudem die Tür für weitreichende 
Formen der Privatisierung geöffnet (siehe Abschnitt 3: Unterschiedliche Formen der 
Privatisierung).10

Diese Ansicht teilt auch die Europäische Kommission, die in ihrem Bericht „A comparative 
overview of public administration characteristics and performance in EU28“ von 2018 drei 
Herausforderungen für die öffentliche Verwaltung nennt:  
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„Mit weniger mehr erreichen – den Bedürfnissen von Gesellschaft und Wirtschaft in 
Zeiten knapper werdender Haushaltsmittel gerecht werden; die Bereitstellung von 
Dienstleistungen an den demografischen, technologischen und gesellschaftlichen 
Wandel anpassen; und das Geschäftsklima durch weniger und intelligentere Vorschriften 
und bessere Dienstleistungen zur Förderung von Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 
verbessern (Hervorhebung hinzugefügt).”11 

Obwohl Funktionsweise, Betrieb und Finanzierung der öffentlichen Verwaltung in den 
europäischen Verträgen ausdrücklich von der Zuständigkeit der EU ausgenommen sind, hat 
die Europäische Kommission auf unterschiedliche Weise eine wirtschaftsfreundliche Agenda 
in den öffentlichen Verwaltungen durchgesetzt. Während der Phase der EU-Erweiterungen 
(1997-2004/2007) in Osteuropa hat die Kommission enorm an Einfluss gewonnen. Denkt man 
an das postkommunistische Bild des großen bürokratischen Staates, könnte man annehmen, 
dass die EU-Erweiterung zu einer Verschlankung der öffentlichen Verwaltung führte. Doch 
das Gegenteil war der Fall: In vielen osteuropäischen Ländern expandierte der öffentliche 
Dienst mit dem Aufbau funktionierender demokratischer Verwaltungssysteme.  Obwohl 
dieser neue Auf- und Ausbau öffentlicher Verwaltungssysteme die Möglichkeit bot, zwischen 
verschiedenen Modellen öffentlicher Verwaltung zu wählen, gab es in Osteuropa unabhängig 
vom Kontext einen massiven Druck zur Unterstützung von NPM-Reformen.12 Die Kommission 
setzte sich während der EU-Osterweiterung ab 2004 besonders aktiv für die Marktöffnung und 
eine stärkere Beteiligung des Privatsektors an den Zentralverwaltungen ein, was mit Hilfe des 
Prinzips der Konditionalität durchgesetzt wurde.13 

In ähnlicher Weise hat die Kommission während der Finanzkrise 2008 zusammen mit der 
Europäischen Zentralbank und dem Internationalen Währungsfonds, die die so genannte 
Troika bilden, in vielen südeuropäischen öffentlichen Verwaltungen (Spanien, Italien, Portugal 
und Griechenland) im Rahmen ihrer Austeritätspolitik NPM-Reformen durchgesetzt.14 
Strikte Haushaltskürzungen und die Deckelung der Personalkosten haben zu einem weit 
verbreiteten Personalabbau in den öffentlichen Verwaltungen geführt.  Infolgedessen haben 
sich Outsourcing und externes Consulting schnell in der gesamten öffentlichen Verwaltung 
verbreitet, um den Verlust interner Kapazitäten auszugleichen (siehe Abschnitt 6.2) Insgesamt 
haben 18 EU-Mitgliedstaaten zwischen 2010 und 2016 die öffentlichen Ausgaben im Verhältnis 
zum BIP um mehr als 3 % verringert15 – Irland, Portugal, Litauen, Lettland, Polen, Tschechische 
Republik, Dänemark, Griechenland, Malta, Niederlande, Rumänien, Slowenien, Spanien und 
das Vereinigte Königreich.  

Die Vorliebe der EU für eine „öffentlich-private Schnittstelle“ in der öffentlichen Verwaltung ist 
generell besorgniserregend, da dies eine Rolle bei der Gestaltung der öffentlichen Verwaltung 
in Europa in allen Mitgliedstaaten spielt, nicht nur in denen, für die Rettungspakete geschnürt 
wurden. Wie die Kommission selbst sagt, hat die EU „einen starken indirekten Einfluss auf die 
Verwaltungspraxis in den Mitgliedstaaten.”16 Dieser Einfluss wird durch Verwaltungsstandards, 
die Förderung bewährter Praktiken (bzw. deren Erzwingung im Falle von Bailouts) durch EU-
Finanzinstrumente und die Förderung von Managementpraktiken ihrer eigenen Institutionen 
erreicht.17 Allein zwischen 2007 und 2013 hat die EU 2 Milliarden Euro für Maßnahmen zur 
Unterstützung der öffentlichen Verwaltungen in 19 Mitgliedstaaten ausgegeben. Im Jahr 2014 
erhielten 20 Mitgliedstaaten länderspezifische Empfehlungen (LSE) im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung, von denen 17 finanzielle Unterstützung in Höhe von insgesamt 4,2 Mrd. EUR zuteil 
wurde. 18 
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3. Unterschiedliche Formen der 
Privatisierung
In diesem Bericht wird der Begriff „Privatisierung“ im weitesten Sinne als Umstrukturierung 
des Staates im Interesse des Privatkapitals verstanden19. Der Prozess kann den Verkauf von 
öffentlichem Vermögen/Eigentum, die Auslagerung öffentlicher Dienstleistungen (oder Teilen 
davon) an private Unternehmen oder gemeinnützige Organisationen (oder eine Kombination 
aus beidem) oder die Auslagerung von Aufgaben an öffentlich-private Partnerschaften (ÖPPs) 
umfassen.20 

Diese Formen der Privatisierung unterscheiden sich voneinander, wie in der Folge beschrieben 
wird. 

3.1 Auslagerung (Übersicht)

Outsourcing wird von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) definiert als „Übertragung von (Bestandteilen) von Tätigkeiten an eine Fremdfirma.”21 
Zentrale und kommunale Verwaltungen sowie andere öffentliche Einrichtungen können im 
Rahmen eines Vertrags für eine bestimmte Anzahl von Jahren Tätigkeiten an ein oder mehrere 
private Unternehmen auslagern. In diesem Fall ist Outsourcing eine Form der Privatisierung, 
da es die private Erbringung von Dienstleistungen und Funktionen beinhaltet, die zuvor in 
öffentlicher Hand waren. 

Seit den 1970er Jahren werden Aufgaben der öffentlichen Verwaltung zunehmend an 
den privaten Sektor (und auch an den gemeinnützigen Sektor) ausgelagert. Outsourcing 
begann mit relativ einfachen Verträgen für Dienstleistungen, die vom privaten Sektor 
auf relativ unkomplizierte Weise erbracht werden konnten, vor allem in Bereichen des 
Gebäudemanagements wie Reinigung, Catering und Sicherheitsdienste. 

In den letzten ca. 20 Jahren hat sich das staatliche Outsourcing jedoch erheblich verändert 
und bezieht jetzt auch neue Bereiche wie den Gesundheits- und Sozialsektor mit ein, 
zurückzuführen auf die neoliberale Überzeugung, dass Unternehmen (und auch öffentliche 
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Einrichtungen) sich ausschließlich ihren Kerntätigkeiten widmen und andere Aufgaben an 
„spezialisierte“ Unternehmen des Privatsektors delegieren sollten.22 Moran et al. haben 
argumentiert, dass sich die heutigen Outsourcing-Prozesse ganz anders darstellen als vor 
30 oder 40 Jahren: „Modernes Outsourcing ist fundamentaler und komplexer; es beinhaltet 
die Vergabe von Konzessionen oder Vermietung komplexer Dienstleistungspakete an private 
Auftragnehmer“23. Diese komplexen Verträge, die von der Regierung an private Consulting-
Unternehmen vergeben werden, sind sehr kostspielig in der Erstellung und oft unflexibel, 
wenn um Neuverhandlungen der Vertragsbedingungen geht. 

Heute ist das Outsourcing in den meisten europäischen Ländern in der zentralen 
Staatsverwaltung und Kommunalverwaltung sowie in anderen staatlichen Einrichtungen weit 
verbreitet, Tendenz steigend. Tabelle 1 zeigt die Ausgaben der europäischen Regierungen für 
Outsourcing in Prozent des BIP im Jahr 2020.  Die erste Spalte zeigt die Beauftragung privater 
Unternehmen für Waren und Dienstleistungen, die direkt von der Regierung genutzt werden 
wie z. B. IT, während die zweite Spalte die Nutzung von Outsourcing für die Bereitstellung 
von Waren und Dienstleistungen für die Bürger, wie z. B. Gesundheitsdienste, Wohnungsbau, 
Verkehr oder Bildung, angibt. Die öffentliche Hand greift in ganz Europa immer häufiger auf 
Outsourcing zurück, doch das Ausmaß und die Form der Auslagerung sind von Land zu Land 
unterschiedlich. In den englischsprachigen und nordischen Ländern hat sich Outsourcing am 
stärksten durchgesetzt, in den kontinentaleuropäischen Ländern moderater.24 

Tabelle 1. Outsourcing staatlicher Leistungen in Prozent des BIP 2020

 
Vom Staat genutzte Waren 

und Dienstleistungen, 2020
Vom Staat finanzierte Waren 
und Dienstleistungen, 202025

NLD 6,2 10,6

DEU 6,1 9,4

FIN 11,3 3,1

GBR 10,4 2,6

BEL 4,4 8,2

SWE 8,1 3,7

FRA 5,4 6,4

OECD-EU 6,1 5,5

AUT 6,8 4,3

NOR 8,3 2,4

DNK 9,0 1,4

HUN 8,3 1,5

ITA 6,3 2,8

ESP 5,9 3,0

POL 5,9 1,9
Quelle: OECD
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Die Folgen dieses exzessiven Outsourcings sind Fragmentierung, mangelnde Koordinierung 
zwischen den verschiedenen Unternehmen und weniger politische Kontrolle, da wichtige 
staatliche Aufgaben von privaten Unternehmen übernommen werden. Outsourcing lässt 
zudem die Dienstleistungsbürokratie ausufern und macht sie weniger effizient. Entgegen 
der weit verbreiteten Annahme, dass der private Sektor zu „Effizienzeinsparungen“ führen 
kann, ist die Auslagerung von Dienstleistungen nicht unbedingt preiswerter, da private 
Unternehmen Preise verlangen, die ihnen einen guten Gewinn ermöglichen. Dabei leidet oft 
die Qualität der Dienstleistung, während die Unternehmen einen Unterbietungswettbewerb  
der Löhne veranstalten und ihren Mitarbeiter/-innen oft nur den Mindestlohn zahlen oder 
sie mit Null-Stunden-Verträgen beschäftigen.26 Outsourcing wird in der Regel mit dem 
Argument gerechtfertigt, dass dadurch Fachwissen aus dem privaten Sektor eingekauft wird. 
Tatsächlich stützen sich die privaten Auftragnehmer oft auf den Fundus an Fachwissen von 
Mitarbeiter/-innen, die zuvor im öffentlichen Sektor beschäftigt waren, so dass von externem 
und spezifischem Fachwissen nicht die Rede sein kann. Darüber hinaus riskieren staatliche 
Stellen durch die Auslagerung wichtiger Aufgaben auch den Verlust der Kompetenzen, die zur 
Erbringung der Dienstleistungen im eigenen Haus erforderlich sind.  Diese Probleme werden 
in den Fallstudien des folgenden Abschnitts beschrieben.

Das Outsourcing innerhalb von Unternehmen kann zu langen Logistikketten mit zahlreichen 
Subunternehmern führen.  Dies war beispielsweise beim „Single Work Programme“ der 
britischen Regierung der Fall, einem von der Koalitionsregierung 2010 eingeführten, zu 100 
Prozent ausgelagerten Welfare-to-Work-Programm (Aktionspläne zur Arbeitssuche).  Das 
Programm wurde an 18 Prime Provider ausgelagert, die überwiegende Mehrheit private 
multinationale Unternehmen. Diese haben dann den größten Teil der Dienstleistungen an 
mehr als 800 Subunternehmen durchgereicht, die wiederum selbst wieder eine Teil ihrer 
Dienstleistungen an andere Unternehmen und Anbieter weitergegeben haben. Das Ergebnis 
war eine sehr teure, lange und undurchsichtige Dienstleistungskette. Die Regierung verlor 
nicht nur die Kontrolle insgesamt, sondern auch den Überblick darüber, welche Art von 
Arbeitsförderprogramm wem angeboten wurde.27 

3.1.1 Auslagerung von Aufgaben oder Dienstleistungen: Billigangebote von 
Dienstleistungen

Griechenland und Italien: Aufnahmelager

Aktuelle Berichte des Migreurop-Netzwerks von Aktivist/-innen und Wissen-
schaftler/-innen haben gezeigt, dass die Privatisierung von Aufnahmelagern für 
Migrant/-innen ein florierendes Geschäftsmodell ist, das sich in ganz Europa ent-
wickelt hat.28 Der PSIRU-Bericht „Privatisation of Migration & Refugee Services & 
Other Forms of State Disengagement“ aus dem Jahre 2017 für PSI und EGÖD hat 
die negativen Auswirkungen der Privatisierung von Migrations- und Flüchtlings-
diensten untersucht.29 

Die Sicherheits- und Überwachungsdienste in sechs griechischen Internierungs-
lagern für Migrant/-innen wurden 2013 und 2016 an G4S ausgelagert. Das Unter-
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nehmen erhielt auch den Zuschlag für einen Sicherheitsvertrag in Moria auf Les-
bos, der vom Europäischen Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO), das für 
das Asylverfahren in griechischen Hotspots zuständig ist, ausgeschrieben wurde. 
Später wurden Fehlverhalten aufgedeckt, und die Anwaltsvereinigung in Mytilini 
verklagte das EASO mit der Begründung, dass es zusammen mit den Sicherheits-
firmen Migrant/-innen den Zugang zu bestimmten Bereichen einschließlich des 
EASO-Büros verwehrt und so den Zugang zum Asylantragsverfahren behindert 
habe.30

In Italien waren zunächst gemeinnützige Organisationen wie das Rote Kreuz für die 
Verwaltung und das Management von Auffanglagern zuständig, doch im Verlauf 
der letzten zehn Jahre haben multinationale Unternehmen den Sektor unter ihren 
Einfluss gebracht. So hat sich zum Beispiel das französische Unternehmen GEPSA, 
eine Tochtergesellschaft von Cofely im Besitz des multinationalen Versorgers ENGIE 
(ehemals GDF Suez), mit dem italienischen Kulturverein Acuarinto partnerschaftlich 
zusammengeschlossen und damit begonnen, karitative Organisationen und 
Kooperativen preislich zu unterbieten. Im Dezember 2012 erhielt das GEPSA-
Acuarinto-Konsortium den Zuschlag für die Verwaltung des Auffanglagers in Rom 
gegen einen Tagessatz von €28,80, während die Kooperative Auxilium vorher 41 
Euro verlangt hat. 2014 hat sich das Acurarinto-Konsortium auch in den Lagern 
von Turin und Mailand mit Tarifen durchsetzen können, die 20 bis 30 % unter den 
bislang vom Roten Kreuz angebotenen Sätzen liegen.31 

Norwegen – Reinigungsdienste

2014 hat die Norwegian Defence Estates Agency (NDEA) ihre Gebäudereinigung 
an das multinationale Facility Management-Unternehmen ISS gegen massiven 
Widerstand der Gewerkschaften und trotz Demonstrationen vor der NDEA 
ausgelagert.32

Vor der Privatisierung hatte die Regierung vier Studien in Auftrag gegeben, um die 
Kostenvorteile der Auslagerung zu untersuchen. Eine dieser Studien, vorgelegt von 
dem globalen Beratungsunternehmen Ernst & Young (EY), kam zu dem Schluss, 
dass durch die Privatisierung Geld gespart werden könnte, da die Tarifverträge 
zwischen der NDEA und der norwegischen Gewerkschaft für den öffentlichen 
Dienst als Kostentreiber angesehen wurden. In der Tat war das Reinigungspersonal 
in hohem Maße gewerkschaftlich organisiert. Es ist also zu vermuten, dass 
Outsourcing hier als Mittel zur Aushebelung von Tarifverhandlungen genutzt 
wird.33 

Die Qualität der Reinigungsarbeiten verschlechterte sich nach der Privatisierung 
erheblich, dafür stieg die Zahl der Beschwerden dramatisch an.  Mehrere Stellen 
wurden gestrichen mit der Folge einer Arbeitsverdichtung für die verbleibenden 
Beschäftigten. Eine von der unabhängigen sozialwissenschaftlichen 
Forschungsstiftung Fafo durchgeführte Untersuchung zeigte 2014, dass 38 % 
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der Reinigungskräfte im öffentlichen Sektor über 55 Jahre alt waren, verglichen 
mit nur 10 % in der privaten Reinigungsbranche. Die Studie kam zu dem Schluss, 
dass ältere Arbeitnehmer den Arbeitsplatz in privaten Unternehmen aufgrund 
der hohen Arbeitsbelastung aufgeben. Außerdem ergab die Untersuchung, 
dass 70 % der Reinigungskräfte einen Migrationshintergrund haben und die 
Fluktuation häufig hoch ist.34 Dies deutet darauf hin, dass die prekäre Situation 
von Arbeitsmigrant/-innen in der Reinigungsbranche ausgenutzt wird. Die 
Reinigungskräfte entwickelten in der Folge des Outsourcings „erhebliche 
Zukunftsängste“ und hatten das Gefühl, dass die NDEA keine Verantwortung 
mehr für sie übernehmen wollte.35 Die Gewerkschaften machten das Scheitern 
der Privatisierung an der Tatsache fest, dass sich die Dienstleistungs- und 
Arbeitsbedingungen verschlechterten. Die Parlamentswahlen im September 2021 
wurden von der norwegischen sozialdemokratischen Arbejderpartiet gewonnen, 
die eine Rekommunalisierung des Reinigungsdienstes versprochen hatte.

Schweden – Programm zur Arbeitsvermittlung  

Schweden hat versucht, seine Arbeitsverwaltungen zu privatisieren. Dies ist 
eine politische Entscheidung, die von der damaligen Koalition zwischen der 
konservativen Partei und der sozialdemokratischen Partei mit Ministerpräsident 
Stefan Löfven getroffen wurde. Die neue Ministerpräsidentin Magdalena 
Andersson – eine Sozialdemokratin, die ihr Amt im November 2021 in einer 
Koalition mit den Grünen antrat – wird die Privatisierung der Arbeitsverwaltungen 
jedoch möglicherweise nicht weiter verfolgen. Gleichwohl wurden bereits 
privates Jobcoaching in das Leistungssystem eingeführt. Für private Jobcoaches 
ist es lukrativer, in dicht besiedelten Regionen und mit Arbeitnehmer/-innen in 
Gebieten zu arbeiten, die als „beschäftigungsfähiger“ gelten als in ländlichen 
Gebieten. Ein weiteres Problem besteht darin, dass Langzeitarbeitslose von dieser 
Dienstleistung ausgeschlossen sind.  Einige Arbeitsämter in ländlichen Gebieten 
sind bereits geschlossen worden. Da die Sozialdienste in Schweden in den 
Zuständigkeitsbereich der Kommunen fallen, sind sie wieder  in der Pflicht, wenn 
der private Sektor nicht liefert, obwohl er für diese Dienstleistung bezahlt wird.36

Vereinigtes Königreich – Abhängigkeit von 
Auslagerungs-Giganten

Das Vereinigte Königreich war eines der ersten Länder, das Outsourcing im 
öffentlichen Sektor in großem Stil eingeführt hat, und heute gilt die britische 
Outsourcing-Branche als die „fortschrittlichste der Welt“.37 Im Zeitraum 2016-
2017 gab der gesamte öffentliche Sektor rund 251,5 Milliarden Pfund für externe 
Anbieter aus – etwa ein Drittel der gesamten Staatsausgaben. Die Ausgaben der 
Zentralregierung für externe Dienstleister beliefen sich auf 49 Milliarden Pfund, 
das entspricht in etwa den Ausgaben für die Löhne und Gehälter der eigenen 
Staatsangestellten.38  Es gibt nur sehr wenige Bereiche der Zentralregierung, die 
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nicht in irgendeiner Form ausgelagert sind, aber vorrangig betrifft dies Gesundheit, 
Verteidigung, Verkehr und Bildung. Das Verteidigungsministerium gibt jährlich 
etwa 20 Milliarden Pfund für privat erbrachte Dienstleistungen aus, darunter 
das Atomic Weapons Establishment (eine Forschungseinrichtung des britischen 
Verteidigungsministeriums) und die für die Beschaffung zuständige britische 
Behörde Defence Equipment and Support; das Justizministerium gibt mehr als 5 
Milliarden Pfund für privat verwaltete Gefängnisse und Bewährungseinrichtungen 
aus; das Ministerium für Wirtschaft, Energie und Industriestrategie gibt mehr als 5 
Milliarden Pfund aus; das Innenministerium etwa 3 Milliarden Pfund einschließlich 
der Abschiebezentren, und das Ministerium für Arbeit und Versorgungsbezüge gibt 
mehr als 2,2 Milliarden Pfund aus, unter anderem für das Work Programm und die  
Arbeitsprogramm und die Erfassung des Gesundheits- und Behinderungsgrades39

Das Outsourcing hat ein solches Ausmaß angenommen, dass es zu grundlegenden 
Veränderungen in der Struktur der öffentlichen Verwaltung geführt hat.  Innerhalb 
des Kabinettsamts gibt es ein ganzes regierungsübergreifendes Netzwerk 
(Government Commercial Function), das für die Überwachung des Outsourcings 
zuständig ist. Hier wurden 29 „strategische Zulieferer“ benannt, die als zu 
groß zum Scheitern und als entscheidend für die Arbeit der Regierung gelten, 
darunter G4S, Serco und der Baudienstleister Carillion, bevor das Unternehmen 
2018 insolvent wurde. Die Commercial Function besteht aus einer Reihe von 
Staatsbediensteten, deren Aufgabe es ist, als „Botschafter“ für die strategischen 
Zulieferer zu fungieren und sich regelmäßig mit ihnen zu „Arbeitsessen“ zu treffen. 
Das bedeutet im Prinzip, dass sie erheblich im Vorteil sind, wenn es um die Vergabe 
von Aufträgen geht. Die Regierung hat sogar kurz mit dem Gedanken gespielt, 
auch die Vorbereitung grundsatzpolitischer Entscheidungen auszulagern.40 Diese 
Abhängigkeit von privaten Anbietern macht die britische Regierung nicht nur 
sehr anfällig für spektakuläre Pleiten wie die von Carillion, sondern staatliches 
Handeln gerät immer mehr in die Einflusszone privater Unternehmen, der dort 
angestellten Mitarbeiter/-innen und der Ziele dieser Unternehmen. 

Die zunehmende Auslagerung von Regierungsfunktionen hat zur Entstehung 
von Outsourcing-Giganten geführt, die bei der Vergabe von Regierungsaufträgen 
eine oligopolistische Stellung einnehmen. Das National Audit Office (NAO) des 
Vereinigten Königreichs schätzt, dass vier der größten Outsourcing-Unternehmen 
– Capita, Serco, Atos und G4S – jährlich rund 4 Milliarden Pfund mit Aufträgen 
des öffentlichen Sektors verdienen.41 Da ÖPP-Vorhaben und andere Outsourcing-
Vereinbarungen für Unternehmen risikofrei sind und langfristige Garantien für 
gleichbleibende Zahlungen bieten, stellen Aufträge des öffentlichen Sektors ein 
äußerst lukratives und haftungsfreies Modell dar.  Ein großes Problem ist jedoch 
die mangelnde Transparenz bei der Bewertung der Vergabe dieser Aufträge.  

Die Zunahme des durch die britische Regierung veranlassten Outsourcings gibt 
Anlass zu erheblichen Bedenken nicht nur in Bezug auf das Verhältnis der Regierung 
zum Privatsektor, sondern auch hinsichtlich seiner Auswirkungen auf den Markt 
selbst.  Dies wird durch den Fall Carillion – damals das zweitgrößte öffentliche 
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Outsourcing-Unternehmen im Vereinigten Königreich – gut verdeutlicht, als es 
2018 Insolvenz anmelden musste. Die Liquiditätslage des Unternehmens geriet 
durch Zahlungsschwierigkeiten bei einer Reihe von Großaufträgen in den roten 
Bereich. Diese Problematik konnte jedoch zunächst durch innovatives Financial 
Engineering und den Versuch abgewendet werden, Angebote für Ausschreibungen 
zu unrealistisch niedrigen Preisen einzureichen.42 Die Regierung bot Carillion trotz 
Gewinnwarnungen und Berichten über problematische Buchführungspraktiken 
weiterhin Großaufträge an.  Dies verdeutlicht nicht nur die Problematik einer 
Outsourcing-Strategie, bei der das niedrigste Angebot Vorrang vor der Qualität 
der Dienstleistung hat, sondern zeigt auch, wie die Beziehungen der britischen 
Regierung zum privaten Sektor grundlegende Ziele der öffentlichen Verwaltung 
im öffentlichen Interesse beeinträchtigt haben.

3.1.2 Auslagerung von HR, IT und anderen „intellektuellen“ Aufgaben: Consulting zu 
einem exorbitanten Preis

Beratungsdienstleistungen stellen eine Form der Privatisierung dar, die von Regierungen in 
ganz Europa und auf der ganzen Welt zunehmend genutzt wird.43Sie wird im Allgemeinen 
als die Bereitstellung  externen Fachwissens verstanden, um Umstrukturierungen und 
institutionelle Veränderungen zu unterstützen. Theoretisch basiert der Einsatz privater 
Beraterfirmen auf kurzfristigen Verträgen, aber in der Praxis sind es immer wieder dieselben 
Consulting-Unternehmen, die von vielen europäischen Regierungen ständig Aufträge erhalten. 
Der zunehmende Einsatz von Beraterfirmen wird dadurch legitimiert, dass sie als unabhängig 
und neutral dargestellt werden und spezielle, ergänzende Kenntnisse einbringen.44 Es wird 
argumentiert, dass es billiger ist, externes Wissen einzukaufen, als interne Kompetenzen und 
Fachwissen aufzubauen.45 Doch paradoxerweise ist die Zunahme der Beratungstätigkeit ein 
Nebenprodukt der Austeritätspolitik: Ad-hoc-Verträge mit externen Beratungsfirmen tauchen 
nicht auf der Lohn- und Gehaltsliste auf.  Mit anderen Worten: Durch die Inanspruchnahme von 
Beratungsleistungen können mögliche Vorschriften über Einstellungsstopps oder Stellenabbau 
umgangen werden.46 Die Austeritätspolitik hat also den Anstieg der Beratungsleistungen 
begünstigt, aber ironischerweise sind die Kosten für Beratungsleistungen viel höher als 
die Kosten für die Beschäftigung von internen Mitarbeiter/-innen.47 Beratung kann auch 
eine Möglichkeit sein, andere staatliche Vorschriften zu umgehen. In den Niederlanden 
beispielsweise werden Berater zur Umgehung einer Bestimmung eingesetzt, nach der nicht 
mehr als 10 % aller Beschäftigten einen Nicht-Standard-Vertrag haben dürfen.48 

In ganz Europa sind Unternehmensberater/-innen zu immer einflussreicheren Akteuren in der 
öffentlichen Verwaltung aufgestiegen.  Firmen wie McKinsey, PWC, Ernst and Young, KPMG und 
Deloitte haben sich auf die Reform der Strukturen und der Governance von Organisationen 
des öffentlichen Sektors spezialisiert.  

Unternehmensberatungen gibt es schon seit über einem Jahrhundert, aber ursprünglich 
wurden sie nur für eine spezifische Beratung in einem bestimmten Bereich in die öffentliche 
Verwaltung geholt.  All dies änderte sich mit den NPM-Reformen der 1980er und 1990er 
Jahre. Die Vorstellung, dass der Markt und nicht der Staat   öffentliche Dienstleistungen 
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am effektivsten erbringt und dass die öffentliche Verwaltung eher wie ein Unternehmen 
funktionierten sollte, führte zu einer zunehmend wichtigen Rolle der Beraterfirmen. Im 
Zuge der Finanzkrise und der anschließenden Austeritätsmaßnahmen in Europa wurde 
ihre Rolle erneut erweitert, indem sie die Regierungen bei Privatisierungsmaßnahmen, 
öffentlich-privaten Partnerschaften und der Digitalisierung der Verwaltung unterstützten.49 
Inzwischen sind wir an dem Punkt, dass Beraterfirmen sowohl auf nationaler als auch auf 
EU-Ebene Kernfunktionen der öffentlichen Verwaltung und Bereiche der Politikgestaltung 
übernommen haben. 

Derzeit macht die Unternehmensberatung im öffentlichen Sektor 14 % des gesamten Umsatzes 
von Unternehmensberatungen in Europa aus.  Dieser Anteil bewegt sich zwischen 31 % in 
Griechenland, 22 % in Dänemark und dem Vereinigten Königreich, 17 % in Spanien, 13 % in 
Ungarn, 10 % in Slowenien und 9 % in Frankreich und Deutschland (Zahlen von 2019/2020).50 
Nach Angaben der European Federation of Management Consultancies Associations (FEACO) 
ist die Technologieberatung der größte Bereich des Consulting-Portfolios, gefolgt von Strategie 
und Marketing.51 In der Tat ist die Inanspruchnahme von Beratungsleistungen in den meisten 
europäischen Ländern sowie in der Europäischen Kommission in den letzten Jahren deutlich 
angestiegen.  

Im VK bleibt der Consultingsektor einer der größten der Welt. Der Jahresbericht 2020 
der Management Consultancies Association (MCA), des Lobbyverbandes des britischen 
Consultingsektors, geht davon aus, dass diese Branche in der britischen Wirtschaft 
inzwischen 11,3 Milliarden Pfund schwer ist, das sind 7 % mehr als im Vorjahr.52 Beraterfirmen 
haben sich langfristige Verträge mit Regierungsstellen gesichert: So hat das britische 
Verteidigungsministerium einen 6-Jahres-Vertrag mit einem führenden Consulting-
Unternehmen unterzeichnet.53 

Im Gegensatz dazu dreht sich der Trend in Österreich. Die Auftragsvergabe an Beraterfirmen 
seitens des Staates hat bis Mitte der 2010er Jahre zugenommen, ist aber seither rückläufig, 
nachdem ein groß angelegtes Consulting-Projekt in Verbindung mit der Reform des 
öffentlichen Sektors die Branche in Verruf gebracht hatte. 54 

In Frankreich kündigte die Regierung am 19. Januar 2022 nach einer vernichtenden öffentlichen 
Untersuchung der Inanspruchnahme von Beratungsdiensten durch das Gesundheitsministerium 
zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie an, dass sie nicht mehr „automatisch“ auf private 
Berater zurückgreifen und ihre Ausgaben für private Beratungsfirmen um mindestens 15 % 
senken werde (2019 beliefen sich die Gesamtausgaben für Beratungsdienste im öffentlichen 
Sektor auf 814 Mio. EUR) (Fußnote:  Le Monde, 19.01.2022).

Die weit verbreitete Inanspruchnahme von Consulting-Unternehmen in den zentralen 
Staatsverwaltungen bedeutet auch, dass die Kernaufgaben nicht mehr von internen 
Mitarbeitern, sondern von Berater/-innen übernommen werden. Man hat dies auch als die 
Privatisierung der Politik bezeichnet.55 Dieser Prozess zeigt, wie die Grenze zwischen Markt 
und Staat zunehmend unschärfer wird, da kommerzielle Akteure Teil des Regierungsapparats 
werden.56 Daraus ergeben sich ernsthafte Fragen zu Transparenz und Rechenschaftspflicht. 
Die Beratungsunternehmen selbst entscheiden sich nämlich oft für Unternehmensformen, 
die ihnen die Offenlegung von Informationen gegenüber der Öffentlichkeit nicht zwingend 
vorschreibt.57
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Studien haben gezeigt, dass Beratung in der Regel zu noch mehr Beratung führt. Einige 
Wissenschaftler/-innen haben dies sogar als „Suchtverhalten“ bezeichnet, da die Beraterfirmen 
ausgefeilte Verkaufs- und Werbetechniken anwenden, die die Organisationen des öffentlichen 
Sektors von ihren Dienstleistungen abhängig machen58. Die Forschung hat vor den Risiken 
gewarnt, die entstehen, wenn Regierungen bei der Gestaltung von Politik und Praxis von 
Beratungsfirmen abhängig werden, und dies als „Consultokratie“59 oder einen „unsichtbaren 
Staatsdienst“ bezeichnet60. Wie die Financial Times feststellte:

„Berater werden zur Gewohnheit - wenn sie erst einmal im Gebäude sind, wird man sie nicht 
mehr los. Sie haben ein Interesse daran, die Beziehung aufrechtzuerhalten, entweder indem 
sie die Kunden davon überzeugen, dass die Herausforderungen komplex sind, oder indem sie 
ihnen noch mehr Dienstleistungen verkaufen.”61

Darüber hinaus haben Strudy et al. festgestellt, dass Beratung nicht nur zu noch mehr Beratung 
führt, sondern auch zu mehr Kommerzialisierung im Sinne der Einführung  einer Beteiligung des 
Privatsektors und insbesondere der Auslagerung anderer Dienstleistungen.62 Die Regierungen 
machen sich also nicht nur von externen Beraterfirmen abhängig, sondern lassen sich auch 
durch ein Modell vereinnahmen, das die Interessen des privaten Sektors in den Mittelpunkt 
stellt (siehe auch Abschnitt 3.1.1. und der Fall der ausgelagerten Lohnreinigung in Norwegen).

Kasten 1 McKinsey

Als weltgrößtes Beratungsunternehmen und einer der aktivsten Akteure bei der 
Durchsetzung von Privatisierungen und Strukturreformen in der öffentlichen 
Verwaltung weltweit verdient das US-amerikanische Unternehmen McKinsey hier 
eine besondere Erwähnung.

In einem Bericht aus dem Jahr 2009 sprach sich das Unternehmen dafür aus, die 
Finanzkrise als Chance für eine „Transformation auf allen Verwaltungsebenen“ 
zu nutzen. Dies beinhaltete die Ausweitung und Vertiefung von Reformen 
der öffentlichen Verwaltung in ganz Europa als Reaktion auf die wachsende 
Staatsverschuldung und mit dem Ziel, durch Kürzungen, Privatisierungen und 
ein leistungsorientiertes Modell „bis in den inneren Kern von Regierungen“ 
vorzudringen. 63

Die Beteiligung von McKinsey an den Reformen der öffentlichen Verwaltung 
hat drei Hauptmerkmale.  Erstens: Beratungsverträge mit Regierungsbehörden 
und deren Zulieferern. Zweitens: Partnerschaftsinstitute oder Denkfabriken wie 
das McKinsey Center for Government oder das McKinsey Hospital Institute, die 
Forschung betreiben und ihre Ideen und Dienstleistungen einbringen, Drittens. 
Förderung bestimmter Maßnahmen in der öffentlichen Verwaltung einschließlich 
der Einführung von Wettbewerb, privaten Anbietern und „Wahlmöglichkeiten 
für den Verbraucher“ (oder Gutscheinen). McKinsey-Berichte haben nicht nur 
erheblichen Einfluss auf die Regierungspolitik, sondern führen durch ausgefeilte 
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Verkaufstechniken und Netzwerke hinter den Kulissen auch zu einer unnötigen 
Nachfrage nach ihrer Arbeit. Verstärkt wird dies durch ein „Einstellungskarussell“ 
der Mitarbeiter/-innen zwischen McKinsey und den Regierungsbehörden64.

McKinsey war an einigen der größten Korruptionsskandale unserer Zeit beteiligt, 
darunter die zweifelhafte Rechnungslegung des Energiehandelsunternehmens 
Enron, bis das Unternehmen spektakulär scheiterte, die Verbriefung von 
Hypothekenkrediten, die zur Finanzkrise von 2008 führte, die Opioid-Krise in den 
USA (für die das Unternehmen einen Vergleich in Höhe von 573 Millionen Dollar 
zahlte), die Unterdrückung von Dissidenten durch die saudi-arabische Regierung 
und Anklagen wegen Betrug, Diebstahl, Korruption und Geldwäsche in Südafrika65

McKinsey hat seinen Einfluss auf die Regierungspolitik in ganz Europa erheblich 
verstärkt Beispiel:

1. Das Vereinigte Königreich wurde in den späten 1990er Jahren unter der 
New Labour-Regierung zum Testgebiet für die Reformen der öffentlichen 
Verwaltung von McKinsey.  Michael Barber, Leiter der „Delivery Unit“ 
der Labour-Regierung, besetzte diese Stabsabteilung mit McKinsey-
Mitarbeiter/-innen und wurde später Partner des Unternehmens. McKinsey 
spezialisierte sich insbesondere darauf, der führende „Partner“ für 
Reformen des nationalen Gesundheitssystems (NHS) zu werden, und erhielt 
14 Millionen Pfund für die Beratung bei der Entwicklung des inländischen 
Marktes. Ein ehemaliger McKinsey-Partner wurde später Leiter der NHS-
Aufsichtsbehörde, während das Unternehmen bei der Privatisierung von 
26 Krankenhäusern zur wichtigsten Schnittstelle zwischen der Regierung 
und internationalen privaten Gesundheitsunternehmen wurde. 66 

2. In Frankreich wurde McKinsey unter der Regierung Sarkozy im Jahr 2007 
involviert, um durch einen „Modernisierungsplan“ für den öffentlichen 
Dienst 10 Milliarden Euro Staatsausgaben einzusparen. Der derzeitige 
Präsident Macron unterhielt während seiner Zeit als Wirtschaftsminister 
unter Präsident François Hollande enge Beziehungen zu dem 
Beratungsunternehmen und besetzte den Ausschuss für wirtschaftliche 
Chancen mit hochrangigen McKinsey-Beratern. Es wird allgemein 
angenommen, dass Macrons Arbeit mit der Firma die politische Richtung 
seiner Präsidentschaftskampagne bestimmt hat (siehe Abschnitt 3.1.2.4).

3. Der Ausschuss soll sich auf den Rat von McKinsey verlassen haben, 
wie man auf COVID-19 durch Einbeziehung des privaten Sektors am 
besten reagieren kann, doch die genauen Einzelheiten der Tätigkeit des 
Unternehmens sind der Öffentlichkeit nicht zugänglich.67 
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Europäische Kommission: Gefahr von 
Interessenkonflikten

Die Ausgaben der Europäischen Kommission für Beratungsleistungen sind in 
den letzten Jahren erheblich gestiegen. Allein an die großen Vier (PwC, KPMG, 
Deloitte und EY) gingen zwischen 2016 und 2019 mehr als 462 Millionen Euro68. 
KPMG erhielt den größten Betrag (154,8 Millionen Euro) gefolgt von EY mit 121,3 
Millionen Euro, PwC mit 93,8 Millionen Euro und Deloitte mit 92,3 Millionen Euro.69

Ein signifikanter Teil dieses Zuwachses erfolgt im Rahmen des Programms 
der Kommission zur Unterstützung von Strukturreformen (SRSP). SRSP bietet 
den Mitgliedstaaten technische Hilfe für Strukturreformen, entweder durch 
kommissionsinternes Fachwissen oder durch Berater von internationalen 
Organisationen, NROs oder Privatunternehmen. Das zeigt, dass die 
Inanspruchnahme von Beratungsleistungen in der EU bereits strukturell 
verankert ist. Als das SRSP 2017 erstmals aufgelegt wurde, ging nur ein sehr 
geringer Anteil von Aufträge an private Unternehmen.  Das hat sich jedoch sehr 
schnell geändert. Im Jahr 2019 erhielten Privatunternehmen 24,3 Millionen Euro 
für Beratungsleistungen bei 91 Reformprojekten, also fast ein Drittel der 79,4 
Millionen Euro, die in jenem Jahr für das Programm bereitgestellt wurden. Der 
aktuelle Siebenjahreshaushalt der Kommission sieht sogar noch mehr Geld für 
das SRSP vor (insgesamt 864 Millionen Euro oder 115 Millionen Euro pro Jahr) – 
es ist also zu erwarten, dass die Inanspruchnahme externer Beratungsleistungen 
zunehmen wird.70

Die Beteiligung privater Beratungsunternehmen am SRSP bedeutet, dass sie 
die öffentliche Politik in Bereichen wie Steuern, Justiz, Arbeitsmarkt, Polizei, 
Gesundheit und Sozialdienste mitbestimmen können.  So wurde beispielsweise EY 
mit der Umstrukturierung des Krankenhaussektors in Estland und mit Reformen zur 
Stärkung einer aktiven Arbeitsmarktpolitik in Italien beauftragt, während McKinsey 
einen Auftrag über eine Studie einer gesonderten Abteilung im Statistiksystem 
Deutschlands erhielt (878.970 Euro) 71 Diese Verträge stellen eine intransparente 
und nicht rechenschaftspflichtige Form der Auslagerung der Politikberatung 
in Kernbereichen der öffentlichen Verwaltung dar.  Dies sollte angesichts der 
undurchsichtigen Geschäftspraktiken der großen Beratungsunternehmen Anlass 
zu großer Sorge sein.

Aufgrund der extensiven Rolle von Beratungsfirmen in zentralen politischen 
Prozessen der EU muss die Frage gestellt werden, inwiefern hier die Gefahr von 
Interessenkonflikten besteht. So hat eine Untersuchung von Corporate Europe 
Observatory gezeigt, wie die großen Beratungsfirmen in mächtigen Lobbygruppen 
der Wirtschaft aktiv sind, die wiederum die EU-Politik zur Steuervermeidung zu 
beeinflussen versuchen, darunter die European Business Initiative on Taxation 
(EBIT), die European Contact Group (ECG) und andere.72 Sie forcieren ebenfalls 
aggressiv Steuerplanungsregelungen, die das Tax Justice Network als „groß 
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angelegte missbräuchliche Modelle zur Steuervermeidung“ für multinationale 
Unternehmen bezeichnet.  Trotz dieses eindeutigen Interessenkonflikts erhielten 
PwC, Deloitte und KPMG über 10 Millionen Euro für Berichte über „Steuer- und 
Zollfragen“’.73 Obwohl die Beratungsunternehmen behaupten, die Bereiche 
Wirtschaftsprüfung, Steuern und Beratung voneinander zu trennen, sollte ihre 
Beteiligung an Modellen zur Steuervermeidung doch die Frage erlauben, ob man 
ihnen zutrauen kann, im öffentlichen Interesse zu arbeiten.

Die EU-Bürgerbeauftragte Emily O‘Reilly äußerte kürzlich Bedenken wegen 
Interessenkonflikten im Zusammenhang mit einem Auftrag der Kommission 
an BlackRock Investment Management zur Durchführung einer Studie über 
die Berücksichtigung von Umwelt-, Sozial- und Governance-Zielen in die EU-
Bankenvorschriften. O‘Reilly leitete 2020 eine Untersuchung mit der Begründung 
ein, dass der weltgrößte Vermögensverwalter ein finanzielles Interesse an dem 
Sektor hat, um den es in der Studie geht, und dass ihr niedriges Preisangebot 
als Teil einer Strategie angesehen werden könnte, Erkenntnisse über das 
regulatorische Umfeld in diesem Sektor zu gewinnen und Einfluss darauf zu 
nehmen. Obwohl kein Missstand in der Verwaltungstätigkeit festgestellt wurde, 
forderte die Bürgerbeauftragte die Kommission dennoch auf, die Regeln für die 
öffentliche Auftragsvergabe und das Risiko von Interessenkonflikten zu klären74; 
die Kommission erklärte sich damit einverstanden.

Deutschland: Skandal im Verteidigungsministerium

In Deutschland hat die Beratungstätigkeit in allen Bundesministerien enorm 
zugenommen. Im Jahr 2020 gab die Regierung 430 Millionen Euro für Beratung 
aus, was einem Anstieg von 46 % gegenüber dem Vorjahr entspricht. Die Zunahme 
der Beratungstätigkeit lässt sich zum Teil durch den Verlust von Fachwissen und 
Kapazitäten in der öffentlichen Verwaltung aufgrund von Haushaltskürzungen 
und Personalabbau erklären. Es wird davon ausgegangen, dass die IT-Beratung 
den Großteil dieser Consultingleistungen ausmacht (trotz der Initiativen der 
Verwaltung, unabhängiger von internationalen IT-Unternehmen zu werden – 
siehe Abschnitt 6, Beispiel Bundescloud).).75

Die Inanspruchnahme von Beratungsdiensten in großem Umfang kann die 
staatliche Kontrolle verringern und Vetternwirtschaft begünstigen, wie die 
„Berateraffäre“ zeigt.  Dabei handelte es sich um einen groß angelegten Skandal, 
bei dem es um Hunderte von Millionen Euro im Verteidigungsministerium 
ging – damals unter der Leitung von Ursula von der Leyen (2013 - 2019), der 
derzeitigen Präsidentin der Europäischen Kommission. In ihrem Bestreben, das 
veraltete und schlecht organisierte Verteidigungsressort zu modernisieren, 
führte sie das Ministerium wie ein Unternehmen und öffnete es für eine noch 
nie dagewesene Anzahl externer Berater.  Von der Leyen ernannte Katrin Suder, 
ehemalige Direktorin der Unternehmensberatung McKinsey in Deutschland, zur 
Staatssekretärin.76
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Mehrere Untersuchungen und ein anschließender Bericht des Untersuchungs-
ausschusses ergaben, dass externe Berater/-innen in der neu eingerichteten Ab-
teilung Cyber- und Informationstechnik (CIT) ) eine Schlüsselrolle spielten und 
kaum noch von fest angestellten Staatsbediensteten zu unterscheiden waren. 
Die Berater/-innen hatten ihre eigenen Büros, E-Mail-Adressen und Unterschriften 
innerhalb der Bundeswehr. Sie kontrollierten andere externe Berater/-innen und 
koordinierten die Finanzen, während sie gleichzeitig selbst nur einer begrenzten 
Aufsicht unterlagen.77 Oft vergaben diese Berater/-innen Aufträge an Freunde in 
anderen Beratungsfirmen – dies wurde als Buddy-System bekannt – und umgin-
gen dabei häufig die Vergabevorschriften. Einzelheiten des Skandals bleiben wei-
ter im Dunkeln, weil wichtige Beweismittel wie Daten aus den Diensthandys von 
der Leyens gelöscht wurden.78 

Norwegen: Beraterfirmen vs. Mitarbeiter im Ministerium 

In Norwegen ist der Einsatz von Beraterfirmen weit verbreitet – nicht nur im IT-
Bereich, sondern für  zentrale Regierungsaufgaben. Im Vorfeld der letzten Wahlen 
wurde aufgedeckt, dass die Regierung doppelt so viel für Beratungsfirmen ausgibt 
wie für Ministerialbeamte.  

Mehrere Bereiche der Beratungstätigkeit sind auffällig: 

· Die Regierung hat sich bei der Beratung über Personalentlassungen 
zunehmend auf private Anwaltskanzleien verlassen;  

· Die Regierung hat außerdem verstärkt  Beratungstätigkeiten für IT-
Dienste und Cloud-Management-Systeme in Anspruch genommen. 
Das Verteidigungsministerium führt ein großes Pilotprogramm zur 
militärischen Nutzung von Cloud-Diensten durch (MAST).  Dies wurde 
2019 begonnen und wird bis 2028 laufen. Derzeit läuft eine Ausschreibung 
für einen „strategischen Partner“.  Dies umfasst IKT-Plattformen der 
Streitkräfte, geht aber auch weit über die IT hinaus, da MAST untersucht, 
wie das Militär generell auf allen Ebenen verbessert werden kann. Das 
Ministerium sagt dazu: „Die neuen Cloud-Lösungen werden vieles von 
dem, was die Streitkräfte tun, ersetzen und modernisieren”.79 Die von MAST 
betroffenen Bereiche sind Führung und Kontrolle, Verwaltung, Logistik, 
Bürounterstützung und Digitalisierung.80  Microsoft betreibt bereits einen 
Teil der Cloud-Dienste des Verteidigungsministeriums. Hierbei handelt 
es sich um ein Pilotprojekt, das auf Dienste für die gesamte Regierung 
erweitert werden könnte. Die Gewerkschaften haben erhebliche 
Bedenken aufgrund der Tatsache, dass Microsoft die Cloud-Systeme der 
staatlichen Ministerien betreibt und auch die staatlichen Archive und 
Daten managt. Sie setzen sich für ein nationales Cloud-System ein, ähnlich 
wie die deutsche Bundescloud (siehe Abschnitt 9.3) und andere Initiativen 
in den Niederlanden und Frankreich.  
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Frankreich: „Consultokratie“ 

In Frankreich geht der Einsatz von Beratungsfirmen auf den wirtschaftlichen 
Abschwung in den 1990er Jahren zurück. Die Regierung reagierte darauf mit der 
Einführung von Reformen im Sinne des New Public Managements (siehe Kapitel 
2) mit dem Ziel, die staatliche Bürokratie abzubauen und den Staat eher wie ein 
Unternehmen zu führen. Diese Reformen wurden im Zuge der Finanzkrise 2008/09 
ausgeweitet, als Präsident Nicolas Sarkozy Berater/-innen zur Durchführung  so 
genannter „Modernisierungsreformen“ und zum Rückbau des öffentlichen 
Dienstes eingestellt hat. Es war jedoch Präsident Emmanuel Macron, der die Rolle 
der Consultants zu einer Routinefunktion der öffentlichen Verwaltung machte 
als Teil seines Versuchs, die französische Regierung in eine Art „Start-up“ zu 
verwandeln.81  

Seit der Wahl Macrons im Jahr 2017 hat die französische Regierung wohl mindestens 
137 Verträge mit McKinsey und anderen großen Beratungsunternehmen 
unterzeichnet, darunter eine Reihe von Verträgen in Höhe von mehreren Millionen 
Euro.82 Der Großteil der Beratungsleistungen bezieht sich auf IT-Systeme und 
Personalwesen, kontrovers ist aber die Beratung zu Reformen der öffentlichen 
Ausgaben. Seit 2018 wurden McKinsey, Accenture und andere große Unternehmen 
damit beauftragt, Einsparungspotenziale für öffentliche Ausgaben in Höhe von 
1 Milliarde Euro zu finden. Zusätzlich zu den Beratungshonoraren in Höhe von 
über 1 Million Euro enthielten die Beraterverträge für diese Reformen ein variables 
Honorar, das von den erzielten Einsparungen abhing – je erfolgreicher sie Kosten 
einsparten, desto mehr Geld verdienten sie.83 Es ist auch erwähnenswert, dass 
bei Verträgen wie diesen die Beratungsfirmen praktisch zweimal bezahlt werden: 
einmal für den Vorschlag der Kürzungen und ein zweites Mal, wenn  Consultants 
hinzugezogen werden, um die Defizite auszugleichen, die durch die von ihnen 
vorgeschlagenen Kürzungen entstanden sind. Insgesamt hatte die Beratung des 
öffentlichen Sektors im Jahr 2018 einen Anteil von fast 10 % an den Einnahmen 
von Consultingfirmen und belief sich auf 657 Millionen Euro. 84

So ist die zunehmende Abhängigkeit von Beratungsunternehmen sowohl 
Ursache als auch Folge der erheblichen Kürzungen im öffentlichen Dienst, der 
seit Sarkozys Reformen über 200.000 Stellen abgebaut hat. Dies hat wichtige 
Bereiche des öffentlichen Dienstes an den Rand des Zusammenbruchs 
gebracht, insbesondere in den Bereichen Gesundheit, Justiz und Umwelt.85 Da 
überarbeitete, ausgebrannte Staatsbedienstete entweder den Dienst verlassen 
oder nicht mehr in der Lage sind, ihre Aufgaben zu erfüllen, verlässt sich die 
Regierung bei diesen Routineaufgaben zunehmend auf Consultants. Die Ausrede, 
der öffentliche Dienst sei auf die Pandemie „nicht vorbereitet“ gewesen, wurde 
erneut benutzt, um den Rückgriff auf Beratungsfirmen für Frankreichs Antwort auf  
Covid-19 zu rechtfertigen. Die Regierung beauftragte McKinsey und drei weitere 
Unternehmen mit Beratungsleistungen im Kontext der Gestaltung, Vorbereitung 
und Durchführung der Kampagne für eine Impfung gegen das Coronavirus-
Impfung und schloss hierzu Verträge im Gesamtwert von 11 Millionen Euro 86 ab.87 
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3.2 Andere Formen der Privatisierung

3.2.1  Korporatisierung

Unter Korporatisierung (in einigen Ländern auch als „formale Privatisierung“ bezeichnet) 
versteht man den Prozess, bei dem ein ehemals öffentlicher Dienst –  einschließlich der 
öffentlichen Verwaltung – in ein Unternehmen mit privater Rechtsform ausgelagert wird, 
das sich aber weiterhin in öffentlichem Besitz befindet.  Es handelt sich also nicht um eine 
echte Privatisierung, da sich die Dienstleistung weiterhin in öffentlicher Hand befindet.  
Bei der Korporatisierung wird davon ausgegangen, dass das öffentliche Unternehmen 
wettbewerbsfähig sein muss und daher wie ein privates Unternehmen geführt werden sollte. 
Häufig wird diese Art der „wirtschaftlichen Übernahme“ in Zeiten von Austeritätspolitik und 
Haushaltskürzungen eingeführt. Durch die Auslagerung des Dienstes an ein anderes staatliches 
Unternehmen können nationale oder EU-Haushaltsvorschriften umgangen werden.  

Beispiel: Der Fall Österreich:

In Österreich  erfolgte die Auslagerung durch Korporatisierung. Seit Anfang der 2000er Jahre 
wurden  Einrichtungen der staatlichen Leistungserstellung ausgegliedert und Unternehmen 
in öffentlichem Besitz umgewandelt, die theoretisch finanziell autonom sind und Gewinne 
erwirtschaften. Beispiele dafür sind Universitäten, Arbeitsmarktservice, Museen, die 
Bundesanstalt Statistik Austria, das Bundesrechenzentrum und die Buchhaltungsagentur.88 
Der Trend zur Ausgliederung öffentlicher Einrichtungen ging Hand in Hand mit verstärkten 
Sparmaßnahmen und insbesondere mit Maßnahmen zum Abbau von Personal in der 
öffentlichen Verwaltung, um die Kosten zu senken. Durch die Gründung von Unternehmen 
in öffentlichem Besitz konnten haushaltsrechtliche Bindungen und die Auflagen zum 
Personalabbau umgangen werden. Die Vergesellschaftung war also hauptsächlich auf 
Haushaltszwänge zurückzuführen. Letztendlich war es jedoch teurer, den Dienst über 
öffentliche Unternehmen zu betreiben, die zusätzliche Bürokratie verursachten und ohnehin 
selten Gewinne erzielten. 89

Ein weiteres Problem, auf das die Gewerkschaft GOED hinwies, war das korporative 
Organisationsmodell dieser öffentlichen Unternehmen, das den Unternehmensleitern Macht 
verlieh, wodurch die demokratische Kontrolle über diese Unternehmen verloren ging.  Die 
Korporatisierung hat zu erheblichen Lohnunterschieden in den ausgelagerten öffentlichen 
Unternehmen geführt, wobei das Management mehr und die Beschäftigten weniger verdienen 
als im traditionellen öffentlichen Sektor Dennoch sind die Kosten für die von ausgelagerten 
öffentlichen Unternehmen erbrachten Dienstleistungen im Allgemeinen höher. Wenn 
öffentliche Unternehmen nicht in der Lage sind, Gewinne zu erzielen, werden sie inzwischen 
wieder vom Staatsapparat übernommen.90

3.2.2 Öffentlich-private Partnerschaften:

ÖPPs sind langfristige vertragliche Vereinbarungen, bei denen der private Sektor 
Infrastruktureinrichtungen bereitstellt und öffentliche Dienstleistungen erbringt.  Theoretisch 
geht damit eine Risikoteilung zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor einher. 
Zahlen der Europäischen Investitionsbank belegen, dass seit 1990 knapp 1.800 ÖPPs im Wert 
von knapp 370 Milliarden Euro gegründet wurden. Obwohl viele davon große Projekte im 
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Bereich Verkehrsinfrastruktur sind, fallen einige in den Bereich der öffentlichen Verwaltung, 
darunter 200 Projekte für öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie die Verteidigung mit 
einem Gesamtwert von 30 Milliarden Euro.  

Die von PSIRU91 durchgeführten Studien haben ergeben, dass: 

· die öffentliche Hand letztlich das Risiko trägt (trotz des Sprachgebrauchs der 
Risikoteilung zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sektor);

· ÖPPs teuer sind. Anstatt die versprochene höhere Wirtschaftlichkeit zu bieten, sind 
ÖPPs in der Regel viel teurer als Projekte, die zu 100 % in staatlichem Besitz sind und 
unter staatlicher Leitung arbeiten;

· ÖPPs oft zur Folge haben, dass an der falschen Stelle gespart wird und die Qualität der 
Dienstleistungen gering ist;

· ÖPPs sich oft verzögern oft und das Budget überziehen;

· ÖPPs zur Korruption beitragen und dieser Tür und Tor öffnen.92

Der Bericht des Europäischen Rechnungshofs (ERH) für das Jahr 2018 hat Belege dafür gefunden, 
dass ÖPPs ineffizient und kostspielig sind und Terminplanungen signifikant überschreiten. 
Darüber hinaus ergab die Untersuchung, dass die ÖPP-Option meist gewählt wurde, ohne 
Alternativen in Betracht zu ziehen wie etwa die direkte Durchführung des Projekts durch den 
öffentlichen Sektor. Der Rechnungshof empfahl daher, „eine intensivere und weiter verbreitete 
Nutzung von ÖPPs nicht zu fördern...“.  93 Dies ist insofern von Bedeutung, als die Kommission 
seit langem den Einsatz von ÖPPs in den EU-Mitgliedstaaten fördert und über Zuschüsse aus 
den Struktur- und Kohäsionsfonds und andere Finanzinstrumente Mittel für ÖPPs bereitgestellt 
hat. Das entspricht der Strategie der Kommission, EU-Mittel für „hybride“ Projekte einschließlich 
ÖPPs bereitzustellen, 

Litauen: Gefängnisse, Auffanglager und Polizeistationen 

2014 kündigte die litauische Regierung ÖPPs für den Bau neuer Auffanglager und 
Gefängniseinrichtungen am Stadtrand von Vilnius sowie in Šiauliai, Klaipėda und Panevėžy 
an. Der ÖPP-Vertrag sollte eine Laufzeit von 22 Jahren haben, in denen ein privates 
Unternehmen die Infrastruktur zunächst bauen und dann instand halten sollte. Der gesamte 
Vertrag hatte einen Wert von 290 Millionen Euro (davon 40 Millionen Euro für die neue 
Anlage in Vilnius).94 Die Projekte kamen jedoch bald zum Stillstand, da sie sich als zu teuer 
erwiesen.95 

Diese negativen Erfahrungen mit ÖPPs hielten die Regierung jedoch nicht davon ab, an der 
Idee von ÖPPs im Justizsektor festzuhalten. Im Jahr 2018 wurde ein Projekt für den Bau eines 
neuen Polizeipräsidiums in Vilnius im Rahmen eines ÖPP-Vertrags im Wert von 56 Millionen 
Euro mit dem privaten Unternehmen Pilies Projektai begonnen, einer Tochtergesellschaft der 
Darnu-Gruppe.96 2019 hat die litauische Polizeibehörde, die dem Innenministerium untersteht, 
zwei separate Ausschreibungen für ÖPPs für die Planung, den Bau, die Finanzierung und die 
Instandhaltung von zwei Polizeistationen in Kaunas und Panevezys für einen Zeitraum von 15 
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Jahren veröffentlicht – davon drei Jahre für die Planungs- und Bauphase und 12 Jahre für die 
Instandhaltung der Gebäude.97 In Kaunas hat das private Unternehmen Merko Statyba den 
Zuschlag erhalten, in Panevezys das private Unternehmen Salvinta.98

Frankreich: Pariser Gerichtsgebäude

Im Jahr 2012 wurde mit dem Arélia-Konsortium ein PPP-Vertrag über 2,3 Mrd. EUR mit 
einer Laufzeit bis 2044 für den Bau eines neuen Pariser Gerichtsgebäudes unterzeichnet. 
Dies geschah, obwohl ein Vergleich mit einer Alternative des öffentlichen Sektors ergeben 
hatte, dass dies nicht die günstigste Option war. Der französische Rechnungshof  stellte 
fest, dass die Zinssätze für Fremdkapital für ÖPPs bei 6,4 Prozent lagen, während 2012 
der durchschnittliche gewichtete Zinssatz für mittel- und langfristige Staatsanleihen 1,86 
Prozent betrug.99 Im Jahr 2017 empfahl der französische Rechnungshof jedoch, dass ÖPP 
für Immobilienvorhaben im Bereich des Justizvollzugs und Gerichtswesens nicht genutzt 
werden sollten, 100 und wie oben erwähnt, beschloss das Justizministerium, in Zukunft auf 
ÖPPs zu verzichten.101 

4. Triebkräfte der Auslagerung

4.1 Digitalisierung

E-Government wurde in den europäischen öffentlichen Verwaltungen in den 1990er Jahren 
zunächst als „Option“ für bestimmte Dienste eingeführt – eine Option, die sich zunehmend 
zu einem „Imperativ“ entwickelt hat.102 In den letzten Jahren hat sich die Kommission für 
einen „regierungsweiten“ Ansatz eingesetzt, der eine Reihe von Funktionen der öffentlichen 
Verwaltung abdeckt, darunter Ministerien, Steuerbehörden, Gerichtsverfahren und 
Gerichtsbarkeit, Strafvollzug, Grenzschutz, Polizei und Notfalldienste.103 Heute hat Europa 
die am weitesten entwickelten E-Government-Systeme der Welt.  Nach der E-Government-
Erhebung der Vereinten Nationen für das Jahr 2020 gehören alle 43 europäischen Länder zur 
Gruppe der Länder mit hohem oder sehr hohem E-Government-Entwicklungsstand, und acht 
von ihnen gehören zu den führenden Ländern mit den höchsten Bewertungen.104  

Die Einführung von E-Government kann viele positive Auswirkungen haben: Die digitale 
Erbringung von Dienstleistungen wie Steuererhebung, Gerichts- und Verwaltungsverfahren 
verspricht effizientere und benutzerfreundlichere Möglichkeiten für den Zugang zu 
staatlichen Dienstleistungen zu geringeren Kosten.  Die Digitalisierung der Arbeit in der 
öffentlichen Verwaltung kann auch den Arbeitnehmer/-innen zugute kommen. In Bereichen 
wie Datenanalyse, Web- und App-Design, Cybersicherheit und digitale Wartung, Technik, 
Support oder Forschung entstehen eine Reihe neuer Arbeitsplätze im Zusammenhang mit der 
digitalen Technologie.105 Da einige der am stärksten standardisierten Aufgaben automatisiert 
werden können, kann die Digitalisierung außerdem die Arbeitszeit für langwierige Aufgaben 
verringern, so dass mehr Zeit für komplexere, höherwertige Aufgaben und Funktionen zur 
Verfügung steht.  Im Zusammenhang mit den derzeitigen Privatisierungsbestrebungen in der 
öffentlichen Verwaltung besteht jedoch die Gefahr, dass die Einführung der Digitalisierung 
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den Weg für weitere Privatisierungen und Auslagerungen ebnet. In diesem Abschnitt werden 
Belege und Fallstudien zur Privatisierung von Bereichen wie E-Government und Digitalisierung 
sowie zu den Auswirkungen auf die verwaltungsinternen Kapazitäten, die Kosten des Dienstes, 
den Zugang und das Vertrauen der Öffentlichkeit beschrieben.

Verlust interner Kapazitäten

Die Einführung digitaler Technologien in der europäischen öffentlichen Verwaltung geht seit 
der Privatisierungswelle der 1980er und 1990er Jahre, als viele Regierungen ihre IT-Dienste 
auslagerten, Hand in Hand mit einer wachsenden Abhängigkeit von privaten Anbietern.106 Der 
Verlust interner Kapazitäten im Bereich der digitalen Technologien kann auf lange Sicht oft 
den Weg zur einer umfassenden Privatisierung ebnen, da sich die Regierungen zur Umsetzung 
digitaler Technologieprojekte zunehmend an den privaten Sektor wenden, wie die folgenden 
Fallstudien zeigen.  

Der digitale Wandel im öffentlichen Dienst wird von privaten Unternehmen wie Atos, 
Capgemini, Capita oder Civica forciert, ebenso wie von globalen Beratungsunternehmen wie 
Deloitte oder PwC und globalen digitalen Technologieunternehmen wie Google, Amazon 
Web Services (AWS), Microsoft, HP oder Dell. Für diese Unternehmen bieten große Aufträge 
des öffentlichen Sektors für digitale Dienstleistungen oder Computerdienstleistungen 
äußerst lukrative Geschäftsmöglichkeiten, und viele von ihnen haben im Laufe der Jahre, in 
denen sie öffentliche Aufträge an Land gezogen haben, ein beispielloses Fachwissen über die 
Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung erworben.107

Hohe Kosten

Die hohen Kosten, die mit der Infrastruktur und der Technologie von Digitalisierungsprojekten 
verbunden sind, bedeuten, dass die Gesamtkosten dieser privaten Initiativen oft unterschätzt 
werden.108 Dies führt dazu, dass Digitalisierungsprojekte langfristig teurer werden und 
die angestrebten Kostensenkungen konterkariert werden. Infolgedessen kann die 
privatwirtschaftlich betriebene Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung erhebliche 
Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen haben, Investitionen von anderen, dringend 
benötigten Aspekten des Dienstleistungsbetriebs abziehen und weitere Kürzungen erzwingen.  

So stellte das britische National Audit Office (NAO) fest, dass die Auslagerung des IT-Systems für 
die Verarbeitung von NHS-Daten an das französische Unternehmen Atos zu einem erheblichen 
Verlust  öffentlicher Mittel geführt hat.109 Das NAO zeigte auf, wie das Unternehmen einen 
wenig kompetenten Kunden aus dem öffentlichen Sektor ausgenutzt hatte, der für das System 
bezahlte und nicht wusste, dass es noch gar nicht vollständig getestet worden war. Während 
der Planungs- und Beschaffungsphase stiegen die Kosten für das System von 14 auf 40 Millionen 
Pfund.110 Der Rechnungsprüfungsausschuss kam zu dem Schluss, dass Atos „offensichtlich 
ausschließlich in seinem eigenen kurzfristigen Interesse gehandelt hat.“ 

Öffentliches Vertrauen, Umgang mit sensiblen Informationen

Viele Aufgaben der öffentlichen Verwaltung beinhalten komplexe Entscheidungsprozesse 
zu sensiblen öffentlichen Themen, wie z. B. die Entscheidung über Leistungsanträge, 
bei denen medizinische Diagnosen und persönliche Daten eine Rolle spielen. Bei 
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solchen Dienstleistungen besteht die Sorge, dass digitale Werkzeuge den direkten 
Kontakt und den professionellen Ermessensspielraum nicht ersetzen können. Wenn 
Digitalisierungsprojekte von privaten Unternehmen durchgeführt wurden, denen es 
vorrangig um kurzfristige Gewinne geht, erweisen sich die digitalen Werkzeuge zudem 
oft als unzuverlässig, was in einigen Fällen zu Verärgerung und Misstrauen in der 
Öffentlichkeit geführt hat.111 

Die Komplexität ausgelagerter IT-Systeme kann auch die öffentliche Kontrolle behindern, 
da den Behörden das nötige Wissen und die Kapazitäten fehlen, um digitale Technologien 
zu beurteilen und zu genehmigen. In den Niederlanden lagerte die Regierung in den 
späten 1980er Jahren ihr E-Voting-System aus. Es war jedoch klar, dass sie nicht über die 
internen Kenntnisse und die Kontrolle über die Technologie verfügte, um sicherzustellen, 
dass das System den rechtlichen und sicherheitstechnischen Anforderungen entsprach. 
Nach zwei Jahrzehnten der Abhängigkeit von einem privatisierten E-Voting-System war 
die öffentliche Verwaltung in den Niederlanden so abhängig von privaten Unternehmen 
geworden, dass sie nicht nur die Kontrolle über das E-Voting, sondern auch über den 
Wahlprozess selbst verlor, was das Vertrauen der Öffentlichkeit stark erschüttert hat. 
Da die Regierung nicht über die internen Kenntnisse verfügte, um die E-Voting-Systeme 
angemessen zu regulieren oder zu testen, beruhte die Richtigkeit der Wahlergebnisse 
auf dem blinden Vertrauen in private Unternehmen. Nach einer Überprüfung gab die 
Regierung die E-Voting-Systeme ganz auf und kehrte zur Papierwahl zurück. Der Fall 
zeigt, wie privatisierte Computersysteme das demokratische Ziel einer transparenten und 
offenen Regierungsführung untergraben können und das öffentliche Vertrauen in die 
Verwaltung verloren geht.112 

Datenschutz und Sicherheit

Die wachsende Abhängigkeit von ausgelagerter digitaler Technik stellt eine große Gefahr für 
den Schutz personenbezogener Daten sowohl von Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
als auch den Nutzer/-innen dar.  Die Gesundheitsbehörde der Region Südost in Norwegen 
beschloss, trotz Warnungen der Beschäftigten und ihrer Gewerkschaft die Datenverarbeitung 
und die IKT-Systeme auszulagern, um Geld zu sparen.  Infolgedessen erhielten die Mitarbeiter/-
innen der ausgelagerten Mitarbeiter/-innen der Outsourcing-Dienstleister in Asien und 
Osteuropa versehentlich Zugang zu vertraulichen Gesundheitsdaten von fast 3 Millionen 
norwegischen Bürger/-innen.  Der Vertrag ist inzwischen gekündigt worden.113

Mit Einführung der Digitalisierung im nationalen Gesundheitsdienst des Vereinigten Königreichs  
Anfang der 2000er Jahre kamen private Unternehmen wie Accenture, CSC, Fujitsu und British 
Telecom zum Zuge, die mit der Verwaltung digitaler Patientenakten beauftragt wurden. Im Jahr 
2008 berichtete der Rechnungsprüfungsausschuss des britischen Parlaments, dass das Projekt 
gescheitert sei, da es keine klinischen Funktionen beinhaltete. Da das Digitalisierungsprojekt 
als Top-Down-Prozess eingeführt worden war, fehlte es zudem an Engagement seitens des 
Personals, das mit dieser Technologie arbeiten sollte. 2017 beauftragten Consultants des 
Royal Free Hospital Trust in London das zu Google gehörende Unternehmen für künstliche 
Intelligenz (KI), DeepMind, mit der Entwicklung von KI-Software für Patientendaten, obwohl 
sie über keinerlei Erfahrung im Gesundheitswesen verfügten.  Das Ergebnis war, dass ohne 
das Wissen der Patient/-innen 1,6 Millionen Gesundheitsdaten auf  Google-Server übertragen 
wurden.114
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Stellenabbau und Outsourcing 

Im Zusammenhang mit den Privatisierungsinitiativen innerhalb der öffentlichen Verwaltung 
kann die Einführung der Digitalisierung Teil einer umfassenderen Agenda für Strukturreformen 
sein, die Stellenabbau und Outsourcing nach sich ziehen. 

Die „Verringerung des Verwaltungsaufwands“ war eines der Hauptziele der EU-Staaten 
bei der Ausweitung des E-Governments.115 Am stärksten gefährdet sind Arbeitsplätze 
mit gering qualifizierten oder stark repetitiven Aufgaben in den Bereichen Verwaltung, 
Datenbankmanagement, Rechnungsbearbeitung und -verarbeitung sowie Sicherheit und 
Überwachung. In Frankreich beispielsweise haben die Gewerkschaften, die die Beschäftigten in 
der Generaldirektion für Öffentliche Finanzen (DGFiP) vertreten, erklärt, dass die Digitalisierung 
seit 2008 ein Hauptgrund für den Abbau von 30.000 Arbeitsplätzen war.116

Wenn die Digitalisierung von privaten Anbietern bestimmt wird, besteht immer das Risiko, 
dass sichere Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor durch ausgelagerte Arbeitsplätze im 
privaten Sektor ersetzt werden. So werden beispielsweise die NHS-Notfalldienste und die 
Universal Credit Call Center im Vereinigten Königreich von privaten Auftragnehmern wie Serco 
betrieben.117 Damit verbunden ist die Zunahme von atypischen Beschäftigungsverhältnissen, 
Zeitarbeit, Scheinselbstständigkeit und Null-Stunden-Verträgen ohne Zugang zu sozialem 
Schutz oder Sicherheit.118

Projekte im Bereich der Digitaltechnik können nur dann effektiv funktionieren, wenn sie von den 
Arbeitnehmer/-innen mitgetragen werden und diese sich dafür engagieren. Dies zeigt das Beispiel 
Dänemarks, wo die Einführung neuer digitaler Instrumente es den Kommunalverwaltungen 
ermöglicht hat, monotone Aufgaben wie die Bezahlung von Rechnungen oder die Bearbeitung 
einfacher Fälle zu reduzieren.  Auf diese Weise konnte die Arbeitszeit um etwa ein Drittel 
reduziert werden, was wiederum bedeutete, dass die Beschäftigten Zeit für komplexere 
Aufgaben und die Entwicklung neuer Kompetenzen investieren konnten. An diesem Prozess 
waren auch Arbeitnehmer/-innen der Gewerkschaft HK Kommunal beteiligt, deren Vertreter/-
innen direkt an der Einführung des Automatisierungsprozesses in der Gemeinde beteiligt 
waren.119  

4.2 Die COVID-19-Pandemie

In Not- oder Krisenzeiten wird von den öffentlichen Verwaltungen erwartet, dass sie 
lebensrettende und wichtige Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung ergreifen. Als COVID-19 
Anfang 2020 Europa überzog, waren die öffentlichen Verwaltungen gezwungen, umfangreiche 
und schnelle Maßnahmen zu ergreifen. Dabei ging es sowohl um die massenhafte Ausweitung 
früherer Aufgaben wie öffentliche Gesundheitsberatung und Sozialschutzsysteme als auch um 
die rasche Einführung und Umsetzung neuer Aufgaben wie die Verfolgung, Rückverfolgung 
und Untersuchung von Viren sowie die Einführung von Impfprogrammen.  Viele dieser 
Funktionen erforderten die Einführung neuer digitaler Instrumente, darunter Online-Dienste, 
Apps und Home Office. 

In einigen Ländern führte die Antwort auf COVID-19 zur Stärkung bereits bestehender 
öffentlicher Verwaltungssysteme und zur Ausweitung ihrer Funktionen auf neue Bereiche. 
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In Deutschland beispielsweise wurde das Testsystem auf der Infrastruktur der regionalen 
Gesundheitsbehörden und der anderweitigen Verwendung  vorhandener Beamte/-innen 
aufgebaut. Trotz einiger anfänglicher Schwierigkeiten stieg die Zahl der Tests bald rapide an.120 

Als die Pandemie jedoch weiter um sich griff, fühlten sich viele Regierungen unvorbereitet, zum 
Teil aufgrund der infolge von Unterfinanzierung schwächelnden öffentlichen Infrastrukturen. 
Der Notfall machte deutlich, dass es eine zu hohe Abhängigkeit von Marktmechanismen 
gab, und die Notwendigkeit einer schnellen Reaktion wurde oft als Rechtfertigung für die 
umfassende Beauftragung privater Anbieter zu oft überhöhten Kosten und unter Umgehung 
der öffentlichen Auftragsvergabe genannt. 

In Frankreich wurde die Auftragsvergabe an Consultingfirmen als „Panikeffekt“ bezeichnet, 
zurückzuführen auf das langsame Anlaufen des Impfprogramms.121 Anfang 2022 leitete der 
französische Senat eine öffentliche Untersuchung über die Auftragsvergabe an Beratungsfirmen 
wie Accenture, McKinsey und Citiwell, die das Management der Pandemie übernehmen 
sollten. Der Inhalt der meisten Verträge mit dem Gesundheitsministerium ist oft unbekannt, 
nicht aber die Kosten Zwischen Januar 2020 und Januar 2021 wurden 28 Verträge zwischen 7 
Beratungsfirmen und dem französischen Gesundheitsministerium im Wert von 11,3 Millionen 
Euro abgeschlossen. Anfangs erbrachten die Berater häufig einige Leistungen „pro-bono“, um 
dann später hohe Honorare zu verlangen122. 

Im Vereinigten Königreich nutzte die Regierung die Pandemie als Vorwand, um die üblichen 
Ausschreibungsverfahren zu umgehen und ein Schnellverfahren einzuführen, bei dem 
Staatsbedienstete angewiesen wurden, bestimmte Auftragnehmer, von denen viele 
persönliche Verbindungen zu Abgeordneten hatten, bevorzugt zu berücksichtigen. Ein Bericht 
des Nationalen Rechnungshofs (NAO) stellte fest, dass Firmen mit einem politischen „Buddy-
Netzwerk“ zehnmal häufiger Aufträge erhielten als andere Firmen.123 Aufträge im Wert von über 
19 Milliarden Pfund wurden ohne Ausschreibung vergeben, in einigen Fällen an Unternehmen 
ohne jede Erfahrung in dem betreffenden Bereich.124  

Das Ergebnis war eine Reihe von kostspieligen Misserfolgen. In einem Fall erhielt die Firma 
Ayanda Capital, ein „Familienunternehmen“, das über ein Steuerparadies in Mauritius mit 
Verbindungen zur konservativen Abgeordneten Liz Truss geführt wird, Aufträge im Wert 
von 253 Millionen Pfund für persönliche Schutzausrüstung (PSA). Die gelieferten Masken 
erwiesen sich jedoch als unbrauchbar und wurden nie für den Einsatz im NHS freigegeben. 
Serco, ein großes Outsourcing-Unternehmen mit engen Verbindungen zur konservativen 
Partei, erhielt ohne Ausschreibung einen Auftrag über 322 Millionen Pfund für die Ermittlung 
von Kontaktpersonen.  Der Vertrag wurde im darauf folgenden Jahr verlängert, obwohl 
das Unternehmen die für eine wirksame Ermittlung von Kontaktpersonen erforderliche 
Mindestquote von 80 % nicht erreicht hatte und rund 2 Millionen Personen nicht ermittelt 
und nicht kontaktiert wurden. Im Jahr 2020 konnte Serco seinen Aktionären zum ersten Mal 
seit sieben Jahren wieder eine Dividende zahlen. In den Fällen, in denen lokale Behörden für 
die Einführung des Impfstoffs eingesetzt wurden, verlief der Prozess trotz Unterfinanzierung 
schnell und effektiv.125

In den 1980er Jahren führten die niederländischen Regierungen eine Reihe rechtlicher und 
institutioneller Änderungen ein, um die Impfstoffhersteller des öffentlichen Sektors vor der 
Privatisierung zu schützen. Letztlich erwiesen sich jedoch die Interessen der Unternehmen als 
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mächtiger, und 2009 wurden die staatlichen Produktionsanlagen für Impfstoffe verkauft.126 
Das Land arbeitet zurzeit an der Vorbereitung der Privatisierung des staatlichen Instituts 
für Impfstoffforschung, Intravacc. Im Januar 2021 wurde das renommierte Impfstoff-
Forschungsunternehmen, das auf über 100 Jahre Erfahrung in der Entwicklung von Impfstoffen 
zurückblicken kann, in eine Aktiengesellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt, deren 
alleiniger Anteilseigner der niederländische Staat ist.127

In Griechenland hat die Regierung Mitsotakis im Eiltempo Outsourcing-Verträge abgeschlossen, 
mit denen das  Management der Pandemiebekämpfung an private Unternehmen 
übertragen wurde.128 Bei diesen Geschäften gibt es einen großen Mangel an Transparenz. 
So wurde beispielsweise ein privates Unternehmen mit der Durchführung einer COVID-19-
Aufklärungskampagne im Wert von 20 Millionen € beauftragt, ohne dass ein transparentes 
Vergabeverfahren oder genaue Angaben zu den Kosten vorlagen. Trotz parlamentarischer 
Anfragen hat sich die Regierung geweigert, diese Details offenzulegen. Darüber hinaus 
wurde das Ministerium für Migration und Asyl beim Ausbruch der Pandemie beschuldigt, die 
üblichen Vergabeverfahren umgangen und Aufträge in Millionenhöhe an Privatunternehmen 
vergeben zu haben, wobei es behauptete, diese Aufträge seien „vertraulich“.  Dennoch deuten 
einige Untersuchungen darauf hin, dass diese Verträge mit den privaten Anbietern überteuert 
waren.129 

5. Auswirkungen auf Arbeitnehmer und 
Reaktionen von Gewerkschaften
Privatisierung und Outsourcing der öffentlichen Verwaltung bedeuten, dass eine große und 
wachsende Zahl von Arbeitnehmer/-innen ihren Status als im öffentlichen Dienst Beschäftigte 
verliert und zu privaten Arbeitgebern wechselt. Für diese privaten Unternehmen gelten in der 
Regel nicht die gleichen Tarifverträge, und in einigen Ländern gibt es möglicherweise keine 
gewerkschaftliche Vertretung oder Tarifverhandlungen. 

Die Privatisierung von Funktionen in der öffentlichen Verwaltung, in denen Frauen und ethnische 
Minderheiten überproportional beschäftigt sind wie z. B. besonders im Facility Management 
(Reinigung, Betriebsküchen und -kantinen, Wach- und Sicherheitsdienste), schließt Frauen 
und ethnische Minderheiten in unverhältnismäßiger Weise von Tarifverhandlungen aus. Dies 
führt zu einem Unterbietungswettbewerb bei den Löhnen und Arbeitsbedingungen für 
diese Gruppen. Dies stellt ein Problem für die Transparenz bei der Berichterstattung über das 
Lohngefälle dar, da das tatsächliche geschlechtsspezifische und ethnisch bedingte Lohngefälle 
durch die Nichtberücksichtigung ausgelagerter Arbeitnehmer/-innen (sehr oft schlecht 
bezahlte Frauen und ethnische Minderheiten) nicht ermittelt werden kann.  

Die Auswirkungen der Privatisierung auf die Beschäftigten in Europa folgen keinem einheitlichen 
Muster und sind sehr unterschiedlich, abhängig von einer Reihe von Faktoren wie dem 
Deckungsgrad der Tarifverhandlungen, der Rolle der Gewerkschaften und dem Lohngefälle 
zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor. Im Zuge der Austeritätsmaßnahmen des 
Krisenjahres 2008 wurden in Ländern in ganz Europa die Löhne und Gehälter im öffentlichen 
Sektor eingefroren, was zu einer Angleichung der Löhne und Arbeitsbedingungen im 
öffentlichen Sektor gegenüber dem privaten Sektor führte.130   
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In Fällen wie dem Vereinigten Königreich, wo die tarifvertragliche Abdeckung im privaten 
Sektor viel geringer ist als im öffentlichen Sektor und wo die Gewerkschaften eine schwächere 
Rolle spielen, haben sich Privatisierung und Outsourcing eindeutig nachteilig auf die 
Arbeitnehmer/-innen ausgewirkt.  Der Grund dafür ist, dass der Staat nur wenig Schutz bietet 
und private Unternehmen freie Hand haben, um ihre Gewinne zu steigern, indem sie die Zahl 
der Beschäftigten verringern, die Arbeitsbelastung erhöhen und die Arbeitsbedingungen 
verschlechtern: Ein Bericht des UK Trade Union Congress mit einer Analyse der Privatisierung 
der Arbeitsverwaltung und des Gefängnis- und Bewährungsdienstes beschreibt einige der 
wichtigsten Auswirkungen auf die Arbeitskräfte:131

Unsichere Beschäftigungsverhältnisse: Die Privatisierung verringert die Beschäftigungssi-
cherheit, da die Verträge der Arbeitnehmer/-innen von privaten Unternehmen und nicht von 
einer öffentlichen Körperschaft abhängen. Beschäftigte im privaten Sektors sind eher unter-
beschäftigt oder haben zeitlich befristete Verträge, und ein größerer Anteil von ihnen sind 
Leiharbeiter/-innen oder Selbstständige.

Übermäßige Arbeitsbelastung: In der Privatwirtschaft arbeiten mehr Beschäftigte  übermäßig 
lange als im öffentlichen Sektor.

Berufliches Fortkommen: Beschäftigte im Privatsektor verfügen oft nur über geringere 
Qualifikationen. Das berufliche Fortkommen wird durch die Absonderung von den Beschäftigten 
der öffentlichen Verwaltung und den Wechsel zwischen Unternehmen erschwert.

Niedrigere Löhne: Beschäftigte in der Privatwirtschaft erhalten eine geringere Vergütung als 
Beschäftigte im öffentlichen Sektor.

Die Privatisierung der öffentlichen Verwaltung hat jedoch nicht unbedingt dieselben 
Auswirkungen in anderen Ländern, in denen Tarifverhandlungen und/oder gesetzliche 
Bestimmungen mehr Schutz bieten wie in den nordischen Ländern, Belgien, Österreich, 
Spanien und Italien.132 Beispiele hierfür sind: 

· In Italien ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad im öffentlichen Sektor mit 
50 % wesentlich höher als in der Privatwirtschaft (30 %), und die Tarifverträge, die 
mit der öffentlichen Arbeitgeberorganisation ARAN ausgehandelt werden, haben 
einen Deckungsgrad von 100 %. Im Gegensatz dazu gibt es in der Privatwirtschaft 
keinen Mechanismus zur Ausweitung von Tarifverträgen, und der Deckungsgrad 
der Tarifverhandlungen liegt bei 74 %.133 Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
genießen außerdem eine umfassendere Arbeitsplatzsicherung und bessere 
Arbeitsbedingungen als die Beschäftigten des privaten Sektors.  Das Outsourcing 
von Mitarbeiter/-innen der öffentlichen Verwaltung wurde als Reaktion auf die 
Haushaltszwänge und den Personalmangel infolge der Austeritätspolitik eingeführt.  
Trotz eines Gesetzes aus dem Jahr 2001, das das Outsourcing der öffentlichen 
Verwaltung erlaubte, wurde jedoch nur eine kleine Anzahl von öffentlichen Angestellten 
an private Unternehmen ausgelagert. Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
behielten ihren Status, so dass die Tarifverträge des öffentlichen Sektors weiterhin 
angewendet werden konnten, während die Privatunternehmen die Arbeitsinhalte für 
die entsandten Beschäftigten festlegten. Dennoch genossen die Arbeitnehmer/-innen 
nicht den vollen Beschäftigungsschutz der im öffentlichen Dienst Beschäftigten.134 
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· Dänemark ist ein typisches Beispiel für die nordischen Systeme industrieller 
Arbeitsbeziehungen, die sich durch starke Tarifverhandlungsstrukturen 
für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, umfassende Systeme der 
Arbeitnehmerbeteiligung und einen hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
auszeichnen, der in der dänischen öffentlichen Verwaltung etwa 89 % erreicht.135  
Starke Tarifverhandlungsstrukturen haben die negativen Auswirkungen der 
Privatisierung aufgefangen. Das Lohnanpassungssystem, das die Lohnentwicklung 
im öffentlichen Sektor an die des privaten Sektors koppelt, hat zu einer Angleichung 
der Löhne im öffentlichen und privaten Sektor geführt. Gleichwohl konnten die 
Tarifverhandlungsstrukturen einen Abbau anderer Leistungen wie Überstunden, 
Urlaub und Krankengeld nicht verhindern.136

Ein wichtiger Faktor bei der Bestimmung der Auswirkungen der Privatisierung auf die 
Belegschaft ist die Anwendung der Maßnahmen für den Beschäftigungsschutz. Die Richtlinie 
zum Übergang von Unternehmen (TUPE) aus dem Jahr 1977, die in allen EU-Mitgliedstaaten 
gilt, soll beim Outrsourcing einer Funktion des öffentlichen Sektors die Arbeitsbedingungen 
der ausgelagerten Arbeitnehmer/-innen schützen. Die TUPE-Richtlinie wurde jedoch von 
den einzelnen EU-Ländern unterschiedlich interpretiert. In Deutschland und Frankreich 
zum Beispiel haben die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes das Recht, diese Transfers 
abzulehnen, während dies im Vereinigten Königreich praktisch unmöglich ist.137

5.1 Reaktionen der Gewerkschaften

Privatisierung – sei es in Form von ÖPPs, Outsourcing oder Consulting – kann Tarifverhandlungen 
und die gewerkschaftliche Organisierung erschweren, wenn die Beschäftigten auf kleinere 
Einheiten mit verschiedenen Arbeitgebern verteilt werden.  Ausgelagerte Arbeitnehmer/-
innen sind in der Regel weniger gewerkschaftlich organisiert oder werden von anderen 
Gewerkschaften vertreten. Dies hat zur Folge, dass die Solidarität abnimmt und 
gewerkschaftliche Aktionen erschwert werden. Da die Entscheidung für das Outsourcing 
von Funktionen oder die Beauftragung von Consulting-Unternehmen oft nicht mit den 
Gewerkschaften ausgehandelt wird, entsteht hier ein weiteres Hindernis für gewerkschaftliche 
Aktionen im Zusammenhang mit der Privatisierung.138

Irland ist ein Beispiel dafür, wie Outsourcing durch Tarifverhandlungen geregelt werden kann. 
Der Tarifvertrag für den öffentlichen Sektor aus dem Jahr 2015139 enthält Bestimmungen zum 
Outsourcing, die das Outsourcing zwar nicht vollständig verbieten, aber verlangen, dass die 
Gewerkschaften konsultiert werden, bevor das Outsourcing stattfinden kann. Es muss ein 
kalkulierter Plan zur Bewertung der Dienstleistungserbringung vorgelegt werden, der vor allem 
Folgendes ausschließt: „die Gesamtheit der Arbeitskosten“.140 Das Verfahren kann auch eine 
Schlichtung durch eine dritte Partei beinhalten Das hat zu einigen wichtigen Erfolgen geführt: 
zum Beispiel die Verhinderung des Outsourcings von Telefondiensten in der Steuerverwaltung 
(Revenue Commission). Zwar wurden bestimmte Funktionen wie Reinigungsdienste, 
Sicherheits- und Wachdienste und IT ausgelagert, aber insgesamt wurde das Outsourcing im 
irischen öffentlichen Dienst dadurch begrenzt.  

Wie in Abschnitt 2 erörtert, war die Austeritätspolitik eine wichtige Determinante für die 
Privatisierung in der öffentlichen Verwaltung, da Haushaltskürzungen, Personalabbau 
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und Obergrenzen für Personalkosten zu Situationen der Unterbesetzung geführt haben, 
in denen die Arbeitgeber zunehmend auf Outsourcing oder Consultants zurückgreifen, 
um diese Defizite zu kompensieren. Daher ist es wichtig, die Privatisierungen und die 
Arbeitskampfmaßnahmen der Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung gegen die 
Sparmaßnahmen im Zusammenhang zu sehen, auch wenn sich diese Maßnahmen nicht 
speziell gegen die Privatisierung richten.

Ein zentrales Thema für die Gewerkschaften im Vereinigten Königreich war der Schutz von 
Beschäftigungsstandards und Tarifverhandlungen für ausgelagerte Arbeitnehmer/-innen. 
Die Gewerkschaften haben argumentiert, dass die Verordnungen über den Übergang von 
Unternehmen (Beschäftigungsschutz) aus dem Jahr 2006 (die auf einer entsprechenden EU-
Richtlinie basieren) durch die Schaffung eines zweistufigen Verhaltenskodex gestärkt werden 
müssen.  Die Verordnungen sollten gewährleisten, dass bestehende Branchentarifverträge auf 
alle Outsourcing-Dienstleister ausgedehnt werden.141

Die britische Gewerkschaft für die öffentliche Verwaltung (PCS) beschäftigt sich schon seit 
langem mit ausgelagerten Arbeitnehmer/-innen und organisiert diese. Dies begann auf 
betrieblicher Ebene, als sich Gewerkschaftsvertreter/-innen zunehmend um die Belange 
ausgelagerter Beschäftigter im Ministerium für Wirtschaft, Energie und Industriestrategie 
kümmerten, und weitete sich auf andere Abteilungen wie das Außenministerium und das 
Commonwealth Office sowie die Steuer- und Zollbehörde aus.142 Die wichtigste Forderung war 
die nach einem existenzsichernden Lohn, aber die Gewerkschaften haben auch Themen wie 
bessere Arbeitsbedingungen und befristete Arbeitsverträge verfolgt. Die Reinigungskräfte 
und das Sicherheitspersonal des Justizministeriums streikten ebenfalls und erkämpften nicht 
nur Lohnerhöhungen, sondern auch die Anerkennung der Gewerkschaften und die Zahlung 
von Krankengeld während der Pandemie.

Die Zunahme der Zeitarbeit und der ausgelagerten Arbeit führte auch zu zahlreichen Problemen 
beim Zugang zu Einkommensbeihilfen der Arbeitgeber, z. B. beim Zugang zum Krankengeld 
oder zu Kurzarbeitergeld. Im Vereinigten Königreich forderte die PCS-Kampagne „Dying for 
Sick Pay“ gleiche Bedingungen für ausgelagerte Arbeitnehmer/-innen einschließlich der vollen 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.143 Bereits zu Beginn der Pandemie wurde im Rahmen der 
Kampagne vereinbart, dass ausgelagerte Arbeitnehmer/-innen die volle Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall und während der Selbstisolierung erhalten sollten.144 Indem sie die 
Aufmerksamkeit auf die Probleme mit ausgelagerten Arbeit lenkt, zielt die Kampagne darauf 
ab, dass dies auch postpandemische Forderungen bleiben werden und gleiche Bedingungen 
für ausgelagerte Arbeitnehmer zu einer Dauereinrichtung werden.  

6. Rückgewinnung öffentlicher 
Verwaltungen in Europa 
Beim Insourcing geht es darum, privatisierte Dienstleistungen wieder in öffentliches Eigentum, 
Management und Kontrolle zu überführen. Es geht jedoch nicht nur darum, die Privatisierung 
rückgängig zu machen, sondern auch darum, öffentliche Dienstleistungen in Bereichen zu 
erbringen, die ansonsten vom Privatsektor dominiert werden, wie etwa die Digitalisierung.
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Es ist von entscheidender Bedeutung, dass der öffentliche Sektor Kapazitäten und 
Kompetenzen aufbaut, damit er nicht auf private Consulting-Unternehmen zur Übernahme 
dieser Dienstleistungen angewiesen ist. Im folgenden Abschnitt werden drei verschiedene 
Varianten der Rückführung öffentlicher Verwaltungsfunktionen in öffentliches Eigentum 
vorgestellt:

· Insourcing von ausgelagerten Dienstleistungen am Beispiel der Reinigungsdienste in 
Regierungsgebäuden in den Niederlanden.

· Die Beendigung der Beratungstätigkeit am Beispiel der schwedischen 
Arbeitslosenstatistik.

· Erweiterung des Aufgabenbereichs der öffentlichen Verwaltung am Beispiel der 
Bundescloud in Deutschland.

Niederlande: Reinigungsdienste 

Die niederländische Regierung hat ihre Gebäudereinigung  2016 ausgelagert.  Als die einzelnen 
Verträge ausliefen, holte die Regierung sie im Rahmen der  Rijksschoonmaakorganisatie 
(RSO) zurück unter eigene Regie. Rund 2000 Reinigungskräfte waren davon betroffen145, und 
inzwischen werden fast alle Reinigungsdienste wieder in-house erbracht.  

Als der Dienst ausgelagert wurde, war das Arbeitspensum unrealistisch hoch: Eine 
Reinigungskraft durfte beispielsweise nur 30 Sekunden für die Reinigung von zwei Toiletten 
aufwenden, 90 Minuten für sieben Stockwerke und eine Stunde für das Staubsaugen von 3.000 
Quadratmetern.146 Außerdem arbeiteten die Reinigungskräfte oft auch dann, wenn sie krank 
waren, da sie nach einer Krankschreibung ihre Entlassung befürchten mussten. Die Löhne 
waren niedrig, die Beschäftigten oft unterbezahlt, Überstunden wurden pauschal vergütet 
und Urlaubsansprüche ignoriert.  Außerdem mangelte es an Transparenz bei Verträgen und 
Leistungsansprüchen. 147

Diese schlechten Arbeitsbedingungen waren bei den Unternehmen, die sich um Aufträge 
bewarben, weit verbreitet, wobei der Preis der entscheidende Faktor im Wettbewerb um 
den Zuschlag war. Die Kosten für die Reinigung hängen jedoch zu einem großen Teil von 
den Löhnen und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten ab.  Unternehmen stehen daher 
unter dem Druck, die Personalkosten zu senken. Da der Mindestlohn festgelegt ist, können 
sie durch Arbeitsverdichtung, schnellere Reinigungsroutinen und Lohndiebstahl Kosten 
einsparen.  148

Als die niederländische Regierung beschloss, die Reinigung wieder in-house ausführen zu 
lassen, verbesserten sich nicht nur die Bezahlung und die Arbeitsbedingungen, sondern die 
Reinigungskräfte wurden auch viel respektvoller behandelt. Sie haben jetzt mehr Zeit für ihre 
Aufgaben und arbeiten nicht mehr zu unsozialen Zeiten. Die Arbeit während des Tages hat sich 
nicht nur sehr positiv auf ihr Wohlbefinden ausgewirkt, sondern bedeutet auch, dass sie nicht 
mehr unsichtbar sind und direkten Kontakt mit anderen Mitarbeitern der zentralen Verwaltung 
haben.149

Ende 2021 hat die niederländische Regierung damit begonnen, die Sicherheitsdienste wieder 
intern ausführen zu lassen und rund 50 % des Sicherheitspersonals in Regierungsgebäuden 
direkt zu beschäftigen.150
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Schweden: Arbeitsmarktstatistik 

Das Nationale Amt für Statistik lagerte 2017 einen Teil der Abteilung, die für die Erstellung 
der Arbeitslosenstatistiken zuständig ist, an ein Beratungsunternehmen aus, um Kosten zu 
sparen. Infolgedessen verloren 37 Beschäftigte des Amtes ihren Arbeitsplatz. Das Consulting-
Unternehmen Evry hatte eine weniger kostenintensive Methode zur Erstellung von Statistiken 
entwickelt die sich jedoch als methodisch unzuverlässig erwies und zu „unerklärlichen 
Diskrepanzen in den Rohdaten“ 151 und falschen Statistiken für die Regierung führte. Daraufhin 
wurde der Beratungsvertrag mit Evry gekündigt und die Dienstleistung wieder eingegliedert.152 
Vor der Eingliederung wurde jedoch ein zusätzlicher Einjahresvertrag im Wert von  SEK 5.1 
Millionen (€501,312) an Evry vergeben, da das Nationale Amt für Statistik nicht mehr die 
Kapazitäten hatte, um, diese Erhebungen direkt selbst durchzuführen.153

Deutschland: „Bundescloud“

Anstatt sich von privaten IT-Unternehmen abhängig zu machen, hat die Bundesregierung 
beschlossen, die digitale Autonomie durch eine Strategie zur Konsolidierung der IT-Netze 
der Bundesverwaltung zu erreichen, die organisch gewachsen und sehr fragmentiert 
waren. Die Regierung hat deshalb die Verträge für ihre Rechenzentren gebündelt und die 
IT-Beschaffung zentralisiert, um Kosten zu sparen. Im Zuge dieses Prozesses wurde eine 
eigene „Bundescloud“ eingerichtet, die seit 2017 als Cloud-Service des Bundes zur Verfügung 
steht. Dieser bundeseigene Cloud-Service sollen den Datenschutz und die IT-Sicherheit 
gewährleisten, indem sie die Daten in den bundeseigenen Rechenzentren speichern. Dieses 
Verfahren verhindert unkontrollierte Datenlecks und erhält die Hoheit über die Daten und 
deren Kontrolle, insbesondere durch die Unabhängigkeit von kommerziellen Cloud-Anbietern. 
Mit der Bundescloud und der Konsolidierung verschiedener IT-Dienste investiert der Bund in 
Technologie und Know-how und will attraktive Arbeitsbedingungen für IT-Experten/-innen 
schaffen, um Kompetenzen im eigenen Haus aufzubauen.154

7.  Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen
Die allgemeine Schlussfolgerung dieses Berichts lautet, dass die Rolle des privaten Sektors in 
der öffentlichen Verwaltung neue bewertet werden muss.  Privatisierung, Beratertätigkeiten 
und Outsourcing haben zu grundlegenden Veränderungen in der Struktur der öffentlichen 
Verwaltung geführt und große Teile davon ihrer eigentlichen Funktion beraubt, während 
Fähigkeiten und Fachwissen in den privaten Sektor verlagert wurden.  

Zu lange wurde die Politik vieler Regierungen von der neoliberalen Annahme geleitet, dass 
die öffentliche Verwaltung von Natur aus ineffizient, überdimensioniert und ein Hindernis für 
Veränderungen sei.  Diese Logik führt zu der Forderung, sie zu verkleinern, zu privatisieren, 
umzustrukturieren oder auszulagern und sie weniger wie einen öffentlichen Dienst, sondern 
mehr wie ein Privatunternehmen zu führen. Dies hat dazu geführt, dass die Entwicklung 
starker, qualitativ hochwertiger öffentlicher Einrichtungen verhindert wurde. Diese sind aber 
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nicht nur notwendig, um Krisen wie die COVID-19-Pandemie zu bewältigen, sondern auch, 
um zukünftigen Herausforderungen wie dem demografischen und technologischen Wandel 
und der Klimakrise zu begegnen. Der öffentliche Sektor muss Wege finden, um sich auf 
diese Prozesse vorzubereiten, anstatt sich von der Profitorientierung privater Unternehmen 
abhängig zu machen.

Es bedarf eines neuen Rahmens für die Bewertung des sozialen Wertes der Kernfunktionen 
der öffentlichen Verwaltung, der sich von der engen Zielvorstellung von mehr „Effizienz“ 
und Kosteneinsparungen verabschiedet. Vielmehr muss sich die öffentliche Verwaltung am 
Gemeinwohl und nicht am privaten Profit orientieren, wobei der Schwerpunkt auf Koordination 
und Integration sowie auf Transparenz, Rechenschaftspflicht und dem Aufbau von Fachwissen 
im öffentlichen Sektor liegen sollte.

Empfehlungen

Auf der Grundlage dieser Untersuchung hat PSIRU eine Reihe von politischen Empfehlungen für 
Gewerkschaften und politische Entscheidungsträger/-innen auf nationaler und europäischer 
Ebene erarbeitet.  

Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung und die Politik

· Das New Public Management (NPM) funktioniert nicht. Die zentralen 
Staatsverwaltungen und der öffentliche Sektor insgesamt unterscheiden sich 
stark von privaten Unternehmen. Es wird ein anderer Rahmen benötigt, der die 
Regierungen nicht zwingt, wie Unternehmen zu handeln. Fachleute aus Wissenschaft 
und Praxis haben sich für ein „Public-Value-Paradigma“ als alternativen Ansatz 
ausgesprochen.155 Dabei handelt es sich um ein Modell, das die den öffentlichen 
Sektor ausmachenden sozialen Werte anerkennt und das öffentliche Interesse anstelle 
der Gewinnmaximierung in den Mittelpunkt stellt. In ähnlicher Weise hat sich der 
EGÖD für öffentlich-öffentliche Partnerschaften im Gegensatz zu öffentlich-privaten 
Partnerschaften eingesetzt;

· Bevor eine staatliche Tätigkeit (sei es im Bereich der Planung, des Managements 
oder der Erbringung von Dienstleistungen) ausgeschrieben wird, muss die interne 
Alternative in Absprache mit den Gewerkschaften auf der Grundlage einer Qualitäts- 
und Kosten-Nutzen-Bewertung gründlich geprüft werden;  

· Die Gewerkschaften und die politischen Entscheidungsträger/-innen müssen sich für 
Regelungen einsetzen, wie sie z. B. der Tarifvertrag für den öffentlichen Sektor in Irland 
vorsieht. Hier ist auf jeden Fall eine Anhörung der Gewerkschaften im Vorfeld einer 
Outsourcing-Entscheidung durchzuführen.

· Wenn Dienstleistungen nicht intern erbracht werden können, ist es wichtig, dass viel 
strengere Standards für Ausschreibungen, Angebote und Auftragsvergabe festgelegt 
werden.  Dazu gehören Standards für die Löhne und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitnehmer/-innen sowie eine größere Transparenz seitens der Vertragspartner;
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· Als bewährte Praxis sollte eine umfassende Anhörung der relevanten Interessengruppen, 
des Personals, der Gewerkschaften, der Dienstleistungsnutzer/-innen und der 
Öffentlichkeit stattfinden, bevor die Entscheidung zur Privatisierung oder zum Einsatz 
von Beratungsunternehmen getroffen wird.  

Transparenz und Forschung

· Es müssen Vorschriften für eine größere Transparenz bei der Inanspruchnahme von 
Consultants eingeführt werden, die sich auf die Aufgaben der Beraterfirmen und die 
Höhe der von der Regierung gezahlten Honorare beziehen;

· Die Beschäftigten der Zentralverwaltung und die Staatsbediensteten können 
gemeinsam mit ihren Gewerkschaften einen wichtigen Beitrag zu mehr Transparenz 
leisten, indem sie Informationen und Untersuchungen gegen die gängige 
Argumentation bereitstellen, dass Beratung und Outsourcing die Qualität der 
Dienstleistungen erhöhten und  öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) die Probleme 
der öffentlichen Finanzen lösen könnten.  

Aufbau von Kapazitäten im öffentlichen Sektor

· Es muss ein gemeinsamer Rahmen entwickelt werden, um – bevor die Entscheidung 
zur Auslagerung getroffen wird – die öffentliche Verwaltung an den Maßstäben 
Integration, Rechenschaftspflicht,  Gleichbehandlung und Aufbau von Fachwissen im 
öffentlichen Sektor zu messen, anstatt einfach nur die Kosten zu senken. 

· Die direkte Einstellung von Staatsbediensteten muss Vorrang vor der Beauftragung 
von Beraterfirmen haben, damit die Regierung den langfristigen Nutzen und keine  
kurzfristigen Lösungen in den Mittelpunkt stellt. Das Personal sollte angemessen 
geschult werden, und es sollten Anreize für den Aufbau von Kapazitäten geschaffen 
werden, damit die Regierungen über die Kompetenzen und das motivierte Personal 
verfügen, um die täglichen Herausforderungen in einer sich schnell verändernden 
Welt zu bewältigen. Die Digitalisierung und die jüngsten Erfahrungen mit der COVID-
19-Pandemie zeigen, wie wichtig interne Kapazitäten sind;

· Das Beispiel der deutschen Bundescloud zeigt, dass es für Regierungen möglich und 
sicherer ist, ihre Daten in ihren eigenen Rechenzentren zu speichern. Anstatt sich 
auf private Unternehmen zu verlassen, hat Deutschland sein eigenes Cloud-System 
eingerichtet, um die Hoheit und Kontrolle über seine Daten zu behalten und sich vor 
Datenlecks zu schützen. Deutschland investiert damit nicht nur in Technologie und 
Fachwissen, sondern auch in  attraktive Arbeitsbedingungen für IT-Experten, um 
interne Kompetenzen aufzubauen.  

Widerstand gegen Privatisierung, Austeritätspolitik und prekäre 
Arbeitsbedingungen

· Die Arbeitnehmer/-innen müssen sich gemeinsam mit ihren Gewerkschaften mit allen 
Mitteln gegen die Privatisierung in der Zentralverwaltung wehren. Angesichts des 
Bedeutungsverlustes der Tarifverhandlungen in vielen europäischen Ländern können 
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sich die Gewerkschaften nicht auf ihre Position am Verhandlungstisch verlassen, 
sondern müssen aktiv gegen die Privatisierung und für das Insourcing von Aufgaben 
und Dienstleistungen der Zentralregierung kämpfen;

· Kampagnen für das Insourcing von Personal  sind zu gewinnen und wurden auch 
bereits gewonnen. In den meisten Ländern werden jedoch immer noch viele zentrale 
staatliche Aufgaben und Dienstleistungen ausgelagert. Daher ist es wichtig, dass 
die Gewerkschaften voneinander lernen und Ratschläge austauschen, wie sie sich 
erfolgreich für die Inhouse-Option einsetzen können;

· Wenn Dienstleistungen ausgelagert werden, ist es wichtig, dass Mechanismen zum 
Schutz von Tarifverhandlungen und Beschäftigungsbedingungen für ausgelagerte 
Arbeitnehmer gestärkt werden;

· Die Auslagerung von Dienstleistungen sollte kein Hindernis für die Solidarität zwischen 
Arbeitnehmer/-innen sein.  Die Gewerkschaften sollten sich für einen existenzsichernden 
Lohn und gleiche Bedingungen für ausgelagerte Arbeitnehmer/-innen einsetzen.  Die 
Solidarität der Stammbelegschaften ist der Schlüssel für erfolgreiche Kampagnen für 
ausgelagerte Arbeitnehmer/-innen;

· Die Gewerkschaften können nicht zuletzt mit den Nutzer/-innen von Dienstleistungen 
Bündnisse schließen, um auf nationaler, europäischer und globaler Ebene Lobbyarbeit 
zu leisten und Kampagnen für direkte öffentliche Bereitstellung von Dienstleistungen 
und für Investitionen durchzuführen und die Probleme mit allen Formen der 
Privatisierung aufzuzeigen. 



An der Studie teilnehmende 
EGÖD-Mitglieder

Gewerkschaft Land
USLGPSEA   Armenien
GÃ–D/FSG   Österreich
UNSA   Frankreich
 ver.di   DEUTSCHLAND
FNV    Niederlande
NTL    Norwegen
Fackförbundet ST  Schweden
PCS   VK
Fórsa   Irland
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